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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 193 

vom 18. Juni 1920. 

 

Anwesend: 

Alle Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär P a u l; ferner alle 

Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 2: Präsident des Kriegsgeschädigtenfonds Dr. H a r p n e r; 

zu Punkt 11 – 13: Vom Staatsamt für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 14: Vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten Sektionsrat Dr. 

E h r e n f e l d - P o p 

zu Punkt 20: Vom Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten Sektionschef 

R o t k y. 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 

15.00 – 20.00 

 

Reinschrift (55 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Anhang zu KRP 193 betr. Personalangelegenheiten, Protokoll und Konzept (dreifach), 

Beilagen der Staatsämter (fol. 32) 

Beilagen zur 189. und zur 191. KR Sitzung 

 

Inhalt 

1. Stellvertretung des Staatssekretärs P a u l während seines Krankheitsurlaubes. 

2. Anträge der zur Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond 

gebildeten Kommission über die Ausscheidung von Vermögenschaften nach § 2 des 

Gesetzes. 
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3. Verstaatlichung des technischen Museums für Industrie und Gewerbe in Wien. 

4. Organische Bestimmungen für die Brigadekommanden und Truppen des Heeres. 

5. Teilung mehrerer Gemeinden in Niederösterreich. 
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Wertsachen. 

7. Wirtschaftsverhandlungen mit der jugoslawischen Regierung in Belgrad. 

8. Parlamentarische Behandlung des Gesetzentwurfes, betreffend, die Abänderung 

einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 3. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 345, über die 

Regelung des Verkehres mit Getreide und Mehlprodukten. 

9. Erteilung einer Konzession zur Aufsuchung und Gewinnung von Kalisalzen. 

10. Definitive Übernahme der ehemaligen Hofauseen samt der Estensischen- und der 

Weltreisesammlung, dann der beiden Schatzkammern, der Hofbibliothek, der 

Familien-Fideikommissbibliothek und der Kunstsammlung „Albertina“ in die 

Staatsverwaltung und Überführung ihrer Angestelltem in den österreichischen 

Staatsdienst. 

11. Forderungen der Beamten mit Hochschulbildung in öffentlichen Diensten. 

12. Forderungen der paritätischen Lohnkommission. 
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15. Vollzugsanweisung über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

16. Vollzugsanweisung über den Schutz von Dienstnehmern bei der Veräußerung von 

Betriebsmitteln ins Ausland. 

17. Stabilisierung des Schiffs- und Baggerpersonals der Wasserbauverwaltung in 

Oberösterreich. 

18. Weiterbelassung von Kriminalbeamten der Polizeidirektion in Wien im aktiven 

Dienste. 

19. Gewährung von Fahrbegünstigungen auf den Eisenbahnen an die Angestellten der 

Landesräte. 

20. Investitionsprogramm und Kapitalvermehrung der Graz-Köflacher Eisenbahn- und 

Bergbaugesellschaft. 

21. Aufhebung der Holz-Zwangsbewirtschaftung in Tirol und Überlassung von 20.000 

Festmetern Rohholz an das Land. 

22. Deckung des Betriebsabganges beim Wiener Krankenanstaltenfond für die Monate 
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April, Mai und Juni 1920. 

23. Vollzugsanweisung, betreffend Änderung bestehender und Festsetzung neuer 

Amtstitel für die Angestellten der Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostverwaltung. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2 betr. Anträge z. Zl. 27/62/St.K.-1920 der zur Durchführung des Gesetzes 

über den Kriegsgeschädigtenfond gebildeten besonderen Kommission über die Ausscheidung 

von Vermögenschaften gem. § 2 des einschlägigen Gesetzes mit drei Beilagen und fünf 

Subbeilagen (46 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Antrag über die Verstaatlichung des Technischen Museums für 

Industrie und Gewerbe in Wien (6 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Anschreiben und Vortrag des StA. f. Heereswesen Zl. 4131/1920 

über die Ausgabe der „Organischen Bestimmungen“ für die Brigadekommanden und Truppen 

des Heeres (2 Seiten, Vortrag zweifach) 

Beilage zu Punkt 4 betr. StA.f. Heereswesen Zl. 2650/1920 Organische Bestimmungen für die 

Brigadekommanden und Truppen des Heeres (25 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über die Erteilung einer Konzession zur 

Aufsuchung und Gewinnung von Kalisalzen (7 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Antrag des Unterrichtsamtes auf definitive Übernahme der 

ehemaligen Hofmuseen samt der Estensischen- und der Weltreisesammlung, dann der beiden 

Schatzkammern, der Hofbibliothek, der Familien-Fideikomißbibliothek und er 

Kunstsammlung „Albertina“ in die Staatsverwaltung und Überführung ihrer Angestellten in 

den österreichischen Staatsdienst (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.102/I/1920 über die 

Forderungen der Beamten mit Hochschulbildung in öffentlichen Diensten mit 

diesbezüglichem Antrag des StA. (11 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Forderungen der paritätischen Lohnkommission (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Forderungen der „Technischen Union“ der Telephon- und 

Telegraphenbediensteten mit Verhandlungsschrift über die Besprechung von 27. März 1920, 

den Bestimmungen über das Dienstverhältnis der Telegraphenarbeiter in Wien, dem 

Memorandum der Sektion der im Staatsdienste stehenden Starkstrom-Elektriker, der 

Entlohnung der Telegrapheningenieure und den Nachtdienstgebühren (60 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Exposé des StSekr. Ellenbogen über die Berechnung der staatl. 

Zuschüsse zum Rotationspapierpreis und die Abänderung der 
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Einschränkungsvollzugsanweisung vom 15.5.1920 (22 Seiten) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 

Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben mit erläuternden Bemerkungen (2 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Vollzugsanweisung es StA. f. soziale Verwaltung über den Schutz 

von Dienstnehmern bei Veräußerung von Betriebsmitteln ins Ausland (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 17 betr. Antrag des StSekr. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

auf Stabilisierung des Schiffs- und Baggerpersonals der Wasserbauverwaltung in 

Oberösterreich (4 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 18 betr. Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 16.509 über die 

Weiterbelassung von Kriminalbeamten der Polizeidirektion in Wien im aktiven Dienst (2 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 20 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

Investitionsprogram und Kapitalvermehrung der Graz-Köflacher Eisenbahn- und 

Bergbaugesellschaft (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 21 betr. Antrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 13.122 auf 

Aufhebung der Holzzwangsbewirtschaftung in Tirol und Überlassung von 20.000 Festmetern 

Rohholz an das Land (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 22 betr. Vortrag des StA f. soziale Verwaltung Zl. 11.867/1920 über die 

Deckung des Betriebsabganges beim Wiener Krankenanstaltenfond für die Monate April, Mai 

und Juni 1920 (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 23 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. Verkehrswesen z. Zl. 4337/T-20 

über die Änderung bestehender und Festsetzung neuer Amtstitel für Angestellte der 

telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostverwaltung (4 Seiten, zweifach) 

 

1. 

Stellvertretung des Staatssekretärs P a u 1 während seines Krankheitsurlaubes. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass Staatssekretär P a u l von einer schweren 

Infektionskrankheit befallen worden sei, die ihn zumindest mehrere Wochen vom Dienste 

ferne halten werde. Redner habe daher im Einvernehmen mit Vizekanzler F i n k und unter 

Zustimmung der beiden koalierten Parteien beim Präsidenten der Nationalversammlung die 

Betrauung des Staatssekretärs Ing. Z e r d i k mit der einstweiligen Führung der Geschäfte des 

Staatsamtes für Verkehrswesen erwirkt.  

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 
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2. 

Anträge der zur Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond gebildeten 

Kommission über die Ausscheidung von Vermögenschaften nach § 2 des Gesetzes. 

Der V o r s i t z e n d e unterbreitet dem Kabinettsrate die von der Kommission zur 

Durchführung des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfond erstatteten Anträge, betreffend 

die Ausscheidung von Vermögenschaften aus dem ehemals hofärarischen und dem 

Familienfideikomiß des Hauses Habsburg-Lothringen. Er regt an, diese Anträge zunächst 

einer Spezialdebatte zu unterziehen, um dann auf Grund des dabei gewonnenen allgemeinen 

Überblickes die endgültige Entscheidung in der nächsten Sitzung des Kabinettsrates zu 

treffen. Die Vornahme der Ausscheidung sei deshalb besonders dringlich geworden, weil zur 

Sicherung der dem Kriegsgeschädigtenfond zugedachten Werte gegen eine etwaige 

Inanspruchnahme für Reparationszwecke der Fond womöglich noch vor dem Eintreffen der 

österreichischen Sektion der Reparationskommission in Wien konstituiert werden müsse. 

Der Präsident des Kriegsgeschädigtenfondes Dr. H a r p n e r, dem der V o r s i t z e n d e 

zur Bekanntgabe seiner Stellungnahme sodann das Wort erteilt, erhebt gegen die vorliegenden 

Ausscheidungsanträge das allgemeine Bedenken, dass deren überaus weitgezogener Umfang 

die Lebensfähigkeit des Kriegsgeschädigtenfondes in Frage stelle. Insbesondere müsse sich 

Redner gegen die ausnahmslose Anwendung des Grundsatzes aussprechen, dass 

Voluptuarbesitz und Prunkobjekte nicht an den Kriegsgeschädigtenfond fallen sollen; unter 

den geänderten Verhältnissen sei es durchaus nicht ausgeschlossen, auch Vermögenschaften, 

denen früher dieser Charakter zukam, nunmehr nutzbringend anderweitig zu verwenden oder 

zu verwerten. 

Im Einzelnen wünscht Redner eine Reihe von Abänderungen, beziehungsweise 

Ergänzungen der Kommissionsanträge; so befürwortet er unter anderem im Punkt III eine 

Fassung, welche ausspricht, dass Forderungen des ehemaligen Familienfideikomissbesitzes an 

den Staat und Forderungen des Staates an die beiden Vermögensmassen gegenseitig 

kompensiert werden und die Forderungen der ersten Gruppe nur soweit als erloschen zu 

betrachten sind, als sie die Forderungen des Staates übersteigen. 

Die Benützungsvorbehalte gegenüber dem Fond (Punkt V) hält Redner wegen ihrer 

unbestimmten Umschreibung für die Fondsverwaltung bedenklich. 

Die von der Kommission gewünschten Verbücherungen erachtet er als praktisch und 

juristisch undurchführbar und angesichts des Verhältnisses, in dem der Fond zu der 

Staatsverwaltung stehe, auch zwecklos. 
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Schließlich widerspreche das Verlangen der Finanzverwaltung, dass die dem Fonde 

zugedachten Vermögenschaften ihm nur unter der Bedingung-übergeben werden sollen, dass 

er sich hinsichtlich der Veräußerung und Belastung seines Vermögens den für das 

Staatsvermögen geltenden-Bestimmungen unterwerfe, dem § 12 des Gesetzes über den 

Kriegsgeschädigtenfond. Der Fond stelle eine eigene juristische Person dar, sein Vermögen 

sei nicht mehr staatliches Eigentum und könne daher auch nicht den für solches geltenden 

Bindungen unterliegen. 

Vizekanzler F i n k bemängelt das Fehlen konkreter Anträge, welche dem Kabinettsrat bis 

Grundlage für die Entscheidung dienen könnten und vermisst insbesondere Vorschläge über 

die künftige Verwendung der Angestellten des Hofärars und der 

Familienfideikommißverwaltung. Wegen dieser unvollständigen Instruierung halte Redner die 

Angelegenheit augenblicklich noch nicht für spruchreif. Überdies handle es sich um eine 

Angelegenheit, welche wegen ihres starken politischen Einschlages weit über den Rahmen 

dessen hinausgehe, was einem bloß die laufenden Geschäfte führenden Kabinette zustehe. 

Angesichts dieser Umstände erhebe der sprechende Vizekanzler dagegen Einspruch, dass der 

Gegenstand im Zustande der Demission des Kabinettes verhandelt werde. 

Der V o r s i t z e n d e gibt demgegenüber seiner Auffassung dahin Ausdruck, dass die 

Angelegenheit einen politischen Charakter keineswegs an sich trage. Der Kabinettsrat habe 

vielmehr nur eine rein administrative Verfügung zu treffen, die zur Konstituierung des 

Kriegsgeschädigtenfondes führen solle, indem er über die einvernehmlich 

zustandegekommenen Ausscheidungsanträge der Kommission einerseits und über die 

zwischen einzelnen Staatsgütern und der künftigen Verwaltung des Kriegsgeschädigtenfondes 

strittig gebliebenen Punkte andererseits entscheidet. Gegenwärtig herrsche bei der Vergeltung 

des hofärarischen und des familienfideikommisserischen Vermögens ein Schwebezustand, der 

große Nachteile mit sich bringe und insbesondere auch die Schuld an der jetzigen 

Verlustwirtschaft trage. Namentlich wäre es nötig, Grundlagen für die Entscheidung über die 

künftige Verwendung der Angestellten der beiden Vermögensmassen zu gewinnen, um an 

den höchst dringenden Abbau des Personales schreiten zu können. Auch die Gefahr eines 

Zugriffes der Entente auf die Vermögenschaften dürfe nicht übersehen werden. Redner mache 

pflichtgemäß auf alle diese Momente aufmerksam und lehne für seine Person jede 

Verantwortung für den Schaden, der aus dem weiteren Aufschub der Entscheidung erwachsen 

könnte, ab. 

Staatssekretär E l d e r s c h glaubt, dass die vom Vorsitzenden angeregte Spezialdebatte 

im Sinne des Antrages des Vizekanzlers aufgeschoben werden sollte, da ja die endgültige 
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Entscheidung wohl einem anderen Kabinette zufallen dürfte. 

Nachdem Vizekanzler F i n k seine Auffassung neuerlich dahin präzisiert hatte, dass es 

sich hier um eine politische Angelegenheit handle, setzt der V o r s i t z e n d e den 

Gegenstand von der heutigen Tagesordnung ab; er erklärt, die Herbeiführung einer 

Klarstellung der Streitpunkte versuchen zu wollen, damit die Beratung über die 

Ausscheidungsanträge womöglich noch in der nächsten Kabinettsratssitzung wieder 

aufgenommen werden könnte. 

 

3. 

Verstaatlichung des technischen Museums für Industrie und Gewerbe in Wien. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k erinnert daran, dass die Staatsregierung in der letzten Zeit 

wiederholt genötigt war, sich mit Ansuchen des technischen Museums für Industrie und 

Gewerbe in Wien um Gewährung von Subventionen zu befassen, damit diesem Institute 

angesichts seiner misslichen finanziellen Lage der Fortbetrieb ermöglicht werde. So habe dem 

Museum für die Zeit vom 1. Juli 1919 bis Ende Juni 1920 eine staatliche Subvention im 

Betrage von 473.124 K .- sowie zur nachträglichen Regulierung der persönlichen Bezüge der 

Angestellten des Museums für die Zeit vom 1. Mai 1919 bis 30. Juni 1920 eine weitere 

außerordentliche Zuwendung im Betrage von 67.397 K, sonach im ganzen eine einmalige 

Subvention von 540.521 K .- bewilligt werden müssen. 

Seither sei das Direktorium des Technischen Museums namentlich mit Rücksicht auf die 

erhöhten finanziellen Ansprüche seiner Angestellten und die Steigerung der Auslagen für den 

Sachaufwand wiederholt um die Bewilligung weiterer Subventionen an die Staatsverwaltung 

herangetreten. 

Ferner habe das Direktorium die staatliche Hilfe wegen der Übernahme einer Schuld von 

1,600.000 K .- an die Großbanken angerufen und dabei auf die besondere Dringlichkeit der 

Regelung hingewiesen, da die Banken sich bereit erklärt haben, die Hälfte dieser Schuld für 

den Fall abzuschreiben, als die andere Hälfte bar zurückgezahlt wird. 

Es steht außer Zweifel, dass der Verein „Technisches Museum für Industrie und Gewerbe" 

auch den weiteren finanziellen Ansprüchen, die an ihn mit Rücksicht auf die Steigerung der 

Personalkosten und der durch die außergewöhnliche Teuerung bedingten Betriebsauslagen 

des Museums herantreten werden, nicht werde entsprechen können, zumal mit einer wenn 

auch nur vorübergehenden ausreichenden Unterstützung aus industriellen Kreisen bei der 

jetzigen Lage unserer Industrie nicht zu rechnen sei. 

Diese äußerst schwierigen Verhältnisse, die den Fortbestand des Technischen Museums 
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geradezu gefährden, haben nunmehr das Kuratorium des Museums veranlasst, an die 

Staatsverwaltung mit dem Ersuchen heranzutreten, im Vereine mit der Gemeinde Wien das 

Museum durch eine Sanierungsaktion vor dem sonst unvermeidlichen völligen 

Zusammenbruche zu retten. 

Die missliche finanzielle Lage des Technischen Museums mache seine Sanierung ohne 

unmittelbares Eingreifen der öffentlichen Faktoren, die an dem Fortbestande des Museums 

interessiert sind, unmöglich. Insbesondere könne sich der Staat, da das Technische Museum 

höchst bedeutungsvolle Aufgaben im Interesse der Allgemeinheit erfülle und die Entwicklung 

der industriellen und gewerblichen Tätigkeit in nachhaltiger Weise fördere, der Pflicht diesem 

Institute die zu seiner Rettung erforderliche Unterstützung auch weiterhin angedeihen zu 

lassen, schlechthin nicht entziehen. 

Als zweckmäßigster Weg zur Sanierung des Technischen Museums erscheine dessen 

Verstaatlichung. Diese Maßnahme sei geradezu eine Notwendigkeit, wenn die große 

Schöpfung nicht ernstlich gefährdet und die namhaften Opfer, die der Staat schon bisher für 

das Museum gemacht hat, nicht verloren sein sollen. 

Die Verstaatlichung werde für den Staat gegenüber dem bisherigen Zustand kaum eine 

dauernde finanzielle Mehrbelastung mit sich bringen, sie biete vielmehr dem Staate die 

einzige Möglichkeit, auf eine ökonomische und sparsame Gestion des Museums Einfluss zu 

nehmen. 

Auf Grund der mit dem Staatsamt für Finanzen gepflogenen Vorverhandlungen sei das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten an den Bürgermeister der Stadt 

Wien mit den entsprechenden Vorschlägen für die Beteiligung der Gemeinde an der 

Sanierungsaktion herangetreten. Daraufhin habe die Gemeinde in der Sitzung des 

Gemeinderates vom 8. Juni l. J. folgenden Beschluss gefasst: 

„Die Gemeinde Wien ist bereit, sich an der zur Sanierung des Technischen Museums 

eingeleiteten Aktion zu beteiligen und eine fortlaufende Jahressubvention von 350.000 K.- 

unter der Voraussetzung zu leisten, dass die Staatsverwaltung den Betrieb des Museums 

übernimmt und für dessen Aufrechterhaltung dauernd sorgt. Die Gewährung dieser 

Jahressubvention von 350.000 K .- wird an die Bedingung geknüpft, dass der Gemeinde Wien 

eine ihrer Beitragsleistung entsprechende Vertretung im neuen Vorstand des Museums 

zugesichert wird und dass den Schulen und Arbeitervereinen der Besuch des Museums sowie 

die Teilnahme an den Vorträgen und Führungen auch weiterhin kostenlos gestattet werde. 

Gleichzeitig hat der Gemeinderat zugestimmt, dass das Grundstück, das von der Gemeinde 

seinerzeit unentgeltlich für den Bau des Museums gewidmet wurde, unter Aufrechterhaltung 
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dieser Widmung und der grundbücherlichen Bestimmungen hinsichtlich der Belastung und 

Veräußerung in das Eigentum de s Staates übertragen werde.“ 

Nach einem von der Museumsdirektion entworfenen Voranschlag betrage das 

Gesamterfordernis für das Jahr 1920/21 1,796.920 K .- Diesem Erfordernis stehe eine 

Bedeckung von 246.000 K. gegenüber. Es ergebe sich somit ein Abgang von 1,548.920 K .-, 

sodass der vom Staate zu leistende Aufwand rund 1,200.000 K.- betragen werde. 

Im Falle der Verstaatlichung hätte der Verein „Technisches Museum für Industrie und 

Gewerbe in Wien“ das Musealgebäude, die Sammlungen und sein sonstiges Vermögen in das 

Eigentum des Staates zu übertragen und die Staatsverwaltung den Betrieb des Museums und 

dessen Angestellte zu übernehmen sowie für die Aufrechterhaltung des Betriebes dauernd 

Sorge zu tragen. 

Der Verein „Technisches Museum für Industrie und Gewerbe in Wien“ würde sich in 

einen Verein zur Förderung des Museums nach dem Vorbilde der Gesellschaft des 

Technologischen Gewerbemuseums umwandeln. 

Zur Verwaltung des verstaatlichten Technischen Museums wäre ein Kuratorium zu 

schaffen, in den neben Vertretern der Staatsverwaltung auch Vertreter der Gemeinde Wien, 

des neuen Vereines zur Förderung des Museums und gegebenenfalls anderer öffentlicher 

Körperschaften zu berufen wären. 

Redner erbitte sohin einen Beschluss des Kabinettsrates, welcher der Verstaatlichung des 

Technischen Museums für Industrie und Gewerbe in Wien grundsätzlich zustimmt und den 

sprechenden Staatssekretär ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen 

die erforderlichen Verhandlungen wegen der Verstaatlichung des Museums durchzuführen, 

darüber endgiltige Vereinbarungen abzuschließen und die entsprechenden budgetären 

Maßnahmen zu treffen. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

 

4. 

Organische Bestimmungen für die Brigadekommanden und Truppen des Heeres. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h unterbreitet dem Kabinettsrat eine Anzahl von Vorschriften, 

welche die Zusammensetzung der verschiedenen Teile des Heeres regeln sollen. Er fügt bei, 

dass darin die Gliederung, die Stände an Personen, Tieren, Waffen und Fuhrwerken aller 

Formationen, endlich der Wirkungskreis der Kommanden und der einzelnen Dienstzweige 

vorgeschrieben werden. Die politischen Ereignisse der letzten Zeit und das von manchen 

Stellen geäußerte Misstrauen gegen einzelne Erlässe des Staatsamtes für Heereswesen 
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veranlassen den sprechenden Staatssekretär, den Kabinettsrat um die Zustimmung zur 

Ausgabe dieser Vorschriften zu ersuchen, obwohl sie in der. Rahmen jener 

Detailverordnungen fallen, für welche er schon nach dem Kabinettsprotokoll Nr. 165 vom 24. 

März die generelle Ermächtigung erhalten habe. 

Der Vorsitzende erklärt, daß die Erlassung der „organischen Bestimmungen“ den 

Wirkungskreis des Staatssekretärs für Heerwesen allein berühre und nicht den Gegenstand 

einer Beschlussfassung im Kabinettsrat bilden könne. 

Vizekanzler F i n k stellt fest, dass für die Behandlung des Gegenstandes im Kabinettsrat 

kein Anlass vorliege, so ferne es sich nicht um Verfügungen handle, die nach § 9, Absatz 2 

das Wehrgesetzes der „Staatsregierung“ und demgemäß der Beschlussfassung des 

Kabinettsrates vorbehalten sind. 

Der Vorsitzende erwidert hierauf, dass die organischen Bestimmungen lediglich Fragen, 

betreffen, deren Regelung nach § 9, Absatz 2 des Wehrgesetzes dem Staatssekretär für 

Heereswesen zufalle. Die von Vizekanzler F i n k dem Ausdrucke „Staatsregierung“ gegebene 

Auslegung treffe aber nur für das Wehrgesetz zu, da in allen übrigen Gesetzen dort, wo die 

Gesamtheit der Kabinettsmitglieder gemeint werde, die Terminologie „Gesamtregierung“ 

gewählt sei. Der Ausdruck „Staatsregierung“ dagegen bedeute, dass die betreffende 

Verfügung von einer Regierungsstelle auszugehen habe worunter aber jedesmal der 

zuständige Staatssekretär im Namen, der Staatsregierung zu verstehen sei. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin die gegenständlichen Vorlagen nicht in Verhandlung zu 

ziehen, da der Staatssekretär für Heereswesen berechtigt sei, die organischen Bestimmungen 

für die Brigadekommanden und Truppen im eigenen Wirkungskreise zu erlassen. 

 

5. 

Teilung mehrerer Gemeinden in Niederösterreich. 

Staatssekretär E l d e r s c h führt aus, dass der niederösterreichische Landtag am 14. März 

und 29. April 1. J. mehrere Gesetzentwürfe beschlossen habe, welche die Teilung einer Reihe 

von Gemeinden zum Gegenstande haben. 

Gegen diese Gesetzentwürfe sei auf Grund der Beschlüsse des Kabinettsrates vom 13. und 

29. April und vom 21. Mai d. J. Vorstellung erhoben worden, weil durch diese Teilungen 

Ortsgemeinden geschaffen würden, die infolge ihrer geringen Einwohnerzahl und 

Steuerleistung keine Gewähr für die entsprechende Erfüllung der Aufgaben des selbständigen 

und übertragenen Wirkungskreises bieten könnten. 

Der niederösterreichische Landesrat. habe nun in einer von der Landesregierung dem 
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Staatsamt für Inneres und Unterricht vorgelegten Eingabe bemerkt, dass es auch gegenwärtig 

schon derart kleine Gemeinden, wie sie durch die beschlossenen Trennungen geschaffen 

werden sollen, gebe, und dass die Katastralgemeinden, um deren Abtrennung es sich hier 

handle, zum größten Teil bereits getrennte Vermögensverwaltung führen; auch seien infolge 

der Beschlussfassung des Landtages in den betreffenden Orts- und Katastralgemeinden sofort 

verschiedene Vorarbeiten insbesondere bezüglich der Neuwahlen, unternommen worden. Der 

Landesrat ersuche daher, die Angelegenheit möge der Staatsregierung neuerlich zur 

Beschlussfassung vorgelegt werden. 

Das Staatsamt für Inneres und Unterricht glaube zwar an der Ansicht festhalten zu müssen, 

dass die verwaltungspolitischen Bedenken, die gegen eine kritiklose Atomisierung der 

Gemeindeverwaltung sprechen, durch die Ausführungen des Landesrates nicht erschüttert 

werden können. Zur Bekräftigung dessen dürfte der Hinweis genügen, dass sich unter den 

neuen Gemeinden solche mit 61, 65, 73, 76, 77, 85 u. s. w. Einwohnern befinden und dass 

beispielsweise die Gemeinde Matzelsdorf im Gerichtsbezirke Horn, mit 252 Einwohnern, in 

nicht weniger als drei Gemeinden mit 99, 80 und 73 Einwohnern zerlegt werden solle. 

Immerhin lasse sich nicht verkennen, dass der Landtag durch die erhobenen Vorstellungen 

in eine schwierige Lage geraten würde, weil er gezwungen wäre, die Gesetzentwürfe 

neuerlich zu überprüfen und seine früheren, von den Gemeinden vielfach schon in 

Durchführung gesetzten Beschlüsse entweder zum Teil zu modifizieren oder ungeachtet der 

sachlichen Einwendungen der Regierung wahllos aufrecht zu erhalten. 

Der sprechende Staatssekretär glaube daher um die Ermächtigung bitten zu sollen, die 

gegen die Beschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 14. März und 29. April l. J. 

erhobenen Vorstellungen zurückziehen zu dürfen. Gelegentlich der Mitteilung des 

Beschlusses der Staatsregierung wäre der Landesregierung zu bemerken, dass die 

Staatsregierung im übrigen an den geltend gemachten Bedenken gegen die Bildung von 

Zwerggemeinden festhalten müsse, und dass deshalb der Landesrat einzuladen wäre, im 

Interesse der dauernden Sicherung einer geordneten Verwaltung für die Teilung von 

Gemeinden nur ausnahmsweise dann einzutreten, wenn die Teilung unabweislichen, 

verwaltungspolitischen Bedürfnissen entspricht und die Lebensfähigkeit und 

Leistungsfähigkeit der neuen Gemeinden in sachlicher und persönlicher Beziehung keinem 

Zweifel unterliege. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

6. 
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Freigabe der den internierten Kommunisten abgenommenen Barbeträge und Wertsachen. 

Staatssekretär E l d e r s c h verweist darauf, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung vom 

23. September 1919 beschlossen habe, dass die zur Bestreitung des Lebensunterhaltes der in 

Österreich internierten ungarischen Kommunisten erforderlichen Beträge aus den von ihnen 

freiwillig abgelieferten Geldmitteln und Wertsachen vom Staatsamte für Finanzen an das 

Staatsamt für Inneres und Unterricht auszufolgen sind. Das Staatsamt für Finanzen lege 

diesen Beschluss jedoch derart aus, dass die den Internierten abgenommenen Beträge zur 

Deckung der Auslagen für alle Internierten, also auch jener zu verwenden seien, die kein Geld 

bei sich hatten oder deren Depots bereits erschöpft sind und widersetze sich daher der 

Willfahrung des Einschreitens mehrerer Internierter, zur Bestreitung des Lebensunterhaltes 

ihrer in Freiheit befindlichen Angehörigen wenigstens einen Teil der beschlagnahmten Werte 

freizubekommen. Redner könne die Richtigkeit dieses Standpunktes des Finanzamtes nicht 

anerkennen, weil darnach die ungarischen Kommunisten auch für die Internierungskosten 

solcher Personen aufzukommen hätten, welche ohne direkten Zusammenhang mit ihnen am 

Steinhof in Verwahrung gehalten werden und habe die Besorgnis, dass bei einem etwaigen 

Prozess im Falle der Verweigerung der Freigabe der Staat sachfällig würde. Zur Vermeidung 

derartiger Folgen erbitte Redner den Widerruf des oben erwähnten Kabinettsratsbeschlusses 

und die Feststellung, dass die abgenommenen Werte nur zur Deckung der Verpflegskosten 

der Eigentümer selbst herangezogen werden dürfen und dass die Verpflegskosten jener 

Internierten, welche über eigene Geldmittel nicht verfügen, auf den Titel „Öffentliche 

Sicherheit“ zu übernehmen sind. 

Der Kabinettsrat pflichtet der Auffassung des sprechenden Staatssekretärs bei und 

beschließt im Sinne seines Antrages. 

 

7. 

Wirtschaftsverhandlungen mit der jugoslavischen Regierung in Belgrad. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s berichtet, dass die Verhandlungen der in 

Belgrad zurückgebliebenen österreichischen Delegierten in einzelnen Punkten zu Vorschlägen 

geführt haben, welche sich mit den vom Kabinettsrate in der Sitzung vom 15. Juni l. J. 

aufgestellten Richtlinien nicht vollständig decken. Redner erbitte daher die Ermächtigung, 

seine Weisungen an die Unterhändler, ohne an die Beschlüsse des Kabinettsrates streng 

gebunden zu sein, dem jeweiligen Stande der Verhandlungen anpassen zu dürfen. 

Der Kabinettsrat erteilt dem sprechenden Staatssekretär die Ermächtigung, bei der 

Durchführung des Kabinettsratsbeschlusses vom 15. Juni, jedoch unter Festhalten an den 
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grundlegenden Absichten der Staatsregierung, von den erhaltenen Instruktionen in 

Einzelheiten - gegen fallweise Berichterstattung - abzugehen.  

 

8. 

Parlamentarische Behandlung des Gesetzentwurfes, betreffend die Änderung einiger 

Bestimmungen des Gesetzes vom 3. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 345, über die Regelung des 

Verkehres mit Getreide und Mahlprodukten. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s macht darauf aufmerksam, dass die durch die 

Regierungskrise verursachte Stockung in der parlamentarischen Behandlung des Gesetzes 

über die Getreidebewirtschaftung die größten Schwierigkeiten in der Erfassung der 

diesjährigen Ernte zur "Folge haben werde, -da, solange die Höhe des Kontingentes nicht 

feststehe, alle Vorarbeiten für die Getreideaufbringung ruhen müssen. Redner könne im Falle 

nicht rechtzeitiger Verabschiedung der Vorlage das Ressort nicht weiterführen und erbitte 

daher Vorsorge zu treffen, dass bei den politischen Parteien der Boden für die Fortführung der 

Beratung über den Gesetzentwurf in der nächsten Sitzung der Nationalversammlung geebnet 

werde.  

Der sprechende Staatssekretär erklärt dabei, dass gegen die Annahme der Vorlage in der 

vom Ernährungsausschuss abgeänderten Fassung vom Ressortstandpunkte aus kein Bedenken 

obwalten würde. 

Anschließend daran entspinnt sich eine längere Debatte, in welcher der V o r s i t z e n d e 

sowie die Staatssekretäre E l d e r s c h, S t ö c k l e r und Dr. D e u t s c h zu der Frage des 

Übernahmspreises von 1.000 K im Zusammenhalte mit den notwendigen Sicherungen, dass 

tatsächlich das gesamte Getreide für die Allgemeinheit erfasst werde, Stellung nehmen und 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s Aufklärungen über das Zustandekommen des 

gewählten Preisansatzes gibt. 

Der Kabinettsrat ladet schließlich die Staatssekretäre E l d e r s c h und S t ö c k l e r ein, 

mit ihren Parteiklubs Fühlung zu nehmen, um ein gemeinsames Vorgehen in Angelegenheit 

der Behandlung des Gesetzentwurfes herbeizuführen. 

 

9. 

Erteilung einer Konzession zur Aufsuchung und Gewinnung von Kalisalzen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass die österreichische Landwirtschaft schwer 

unter den Mangel an inländischen Kalisalzen leide. Da es bisher nicht gelungen war, auf dem 

Gebiete des heutigen Österreichs Kalivorkommen festzustellen, müsse der gesamte 
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Kalibedarf aus dem Deutschen Reiche gedeckt werden, das in Ausnützung seines 

Weltmonopols in Kali vor einigen Jahren daran gegangen sei, die sämtlichen deutschen 

Kaligewerkschaften, über 70 an der Zahl, zu einem Zwangssyndikat unter Führung der 

deutschen Regierung zu vereinigen und damit die Preisbildung in die Hand zu nehmen. 

Vor einigen Wochen seien nun deutsche Unternehmer an die Regierung mit der 

Proposition herangetreten, in Österreich Kalilager aufzusuchen und zu erschließen, wenn 

ihnen dieses Recht innerhalb eines bestimmten abgegrenzten Territoriums, auf dem sie durch 

Versuche mit der Wünschelrute ungewöhnliche reiche Lager ermittelt haben wollen, auf eine 

längere Reihe von Jahren ausschließlich verliehen werde. 

In loyaler Weise haben die Proponenten, ohne vorher irgendwelche regierungsseitige 

Zusicherungen in der Hand zu haben, das in Frage kommende Territorium bezeichnet, wobei 

konstatiert wurde, dass dort die heute bestehenden staatlichen Salzbergwerke in keiner Weise 

tangiert werden. Ob die Vermutung der deutschen Unternehmer sich bewahrheiten wird, 

müsse die Zukunft lehren. Jedenfalls steht aber schon jetzt soviel fest, dass die Aufsuchung 

und Erschließung dieser Kalilager ein mit großen Investitionskosten verbundenes, sehr 

Riskantes Unternehmen darstelle, dessen Prosperität völlig im ungewissen liege, zumal unter 

allen Umständen mit der übermächtigen deutschen Konkurrenz zu rechnen sei. 

Mit Rücksicht auf diese Momente erscheine es schwer angängig, dieses Unternehmen bei 

uns auf gemeinwirtschaftlicher Basis ins Leben zu rufen, da wir, ganz abgesehen von den 

nötigen großen, finanziellen Opfern, Gefahr laufen, schließlich ein Produkt zu fördern, das 

sich so hoch im Preise stellt, dass unsere Landwirtschaft damit schlechter bedient würde, als 

beim Bezüge aus dem Auslande. 

Unter diesen Umständen erscheine es vom staatsfinanziellen und allgemein 

volkswirtschaftlichen Standpunkte rationeller, das Risiko des Unternehmens Privaten zu 

überlassen, der Staatsverwaltung aber schon vom Anfange an einen maßgebenden Einfluss 

auf das Unternehmen zu sichern. 

Der Einfluss der Staatsverwaltung auf das zu gründende Unternehmen hätte sich nun in 

dreifacher Richtung geltend zu machen: 

1) Dadurch, dass die Staatsverwaltung die rascheste Erschließung der vermuteten 

Kalisalzlager sicherstellt; 

2) dass sie von dem Momente an, von welchem ab das Unternehmen einen über die 

normale Verzinsung des investierten Kapitales hinausgehenden Ertrag abwirft, an diesem 

Ertrag mitbeteiligt ist und 

3) dadurch, dass sich die Staatsverwaltung im Interesse der Landwirtschaft und der 
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kaliverarbeitenden Industrie einen maßgebenden Einfluss auf die Preisbildung vorbehält. 

Von diesen Erwägungen ausgehend, habe Redner im Einvernehmen mit dem Staatsamte 

für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten mit den Proponenten den Entwurf eines 

Vertrages durchgesprochen, und über dessen Inhalt bis auf wenige Punkte bereits eine 

Einigung erzielt. 

Nach den wesentlichsten Bestimmungen dieses Entwurfes solle den Unternehmern auf 

Grund des § 401 - 3 der Zoll- und Staatsmonopolsordnung in einem in Oberösterreich und 

Salzburg gelegenen, ungefähr 25 km langen und ca 10 km breiten Territorium für die Dauer 

von 10 Jahren das Recht zur Aufsuchung von Kalisalzlagern durch Bohrung erteilt werden. 

Innerhalb dieses Territoriums sei die Unternehmung zu mindestens drei Bohrungen 

verpflichtet, wobei die erteilte Bewilligung erlischt, wenn die Bohrungen innerhalb eines 

Zeitraumes von 4 Jahren nicht zu einem positiven Ergebnisse führen. 

Werden Kalilager erbohrt, müsse ungesäumt mit dem Bergbaubetrieb innerhalb eines für 

jede Bohrung separat zu verleihenden Grubenfeldes im Ausmaße von 1000 ha begonnen 

werden. Nach Ablauf von 4 Jahren können weitere Grubenfelder nur auf Grund neuer, mit der 

Monopolsverwaltung zu treffender Vereinbarungen verliehen werden. Die Unternehmung 

bleibe also hinsichtlich der Exploitierung innerhalb des Bohrbezirkes sowohl zeitlich wie 

auch räumlich weitgehenden Einschränkungen unterworfen. 

Zur Durchführung des Bergbaubetriebes werde die Unternehmung für jedes verliehene 

Grubenfeld eine Aktiengesellschaft zu errichten haben, an welcher die Staatsverwaltung durch 

Zuteilung von 20 bis 33 l/3 % - das Ausmaß sei noch strittig - der emittierten Aktien als 

Gratisaktien zu beteiligen ist. Diese Aktien werden von dem Momente an, wo das Erträgnis 

der Gesellschaft 6 % des investierten Kapitales übersteigt, den übrigen Aktien völlig 

gleichberechtigt. Abgesehen von diesen Gratisaktien obliege der Aktiengesellschaft die 

Verpflichtung, österreichisches Kapital an dem Unternehmen in einem Ausmaße von 15 bis 

28 1/3 % (je nach der Quote der zugeteilten Gratisaktien) zu beteiligen. 

Die regierungsseitige Ingerenz werde außer der Bestellung eines Staatskommissärs durch 

die Berechtigung der Regierung gewahrt, eine ihrem Besitz an Gratisaktien entsprechende 

Anzahl von Verwaltungsstellen mit Personen ihres Vertrauens zu besetzen. 

Die Gesellschaft übernehme die Verpflichtung, in erster Linie den inländischen Bedarf an 

Kalisalzen zu Preisen zu befriedigen, welche im Einvernehmen mit der Monopolsverwaltung 

festzusetzen sind; darüber hinaus werde ihr die intensivste Pflege des Exportes zur Pflicht 

gemacht. 

Um der Staatsverwaltung auch für die Zeit, wo das Erträgnis der Gesellschaft die 5 %ige 
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Verzinsung des investierten Kapitals noch nicht überschreitet, eine finanzielle Beteiligung zu 

sichern, werde die Unternehmung außer einer Grundabgabe von 50 K per Hektar der 

verliehenen Grubenfelder einen Förderzins für jeden Meterzentner des geförderten Materiales 

an die Staatsverwaltung zu entrichten haben. 

Nach Ablauf von 50 Jahren solle die Staatsverwaltung zur Einlösung der Bergbaubetriebe 

gegen Ersatz des ausgewiesenen, noch nicht abgeschriebenen Buchwertes der Anlagen 

berechtigt sein. 

Gestützt auf diese Darlegungen erbitte Redner die Ermächtigung des Kabinettsrates, im 

Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten auf den 

angegebenen Grundlagen weitere Verhandlungen mit den Proponenten, insbesondere über die 

noch strittige Höhe der Gratisaktienquote und des Förderzinses zu führen. Über deren 

Ergebnis würde Redner dem Kabinettsrate neuerlich berichten. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erklärt, als Präsident der Staatskommission für 

Sozialisierung gegen das Projekt keine Einwendung zu erheben, da über das Vorkommen von 

Kalilagern bisher immerhin bloß Vermutungen vorliegen, die Ausbeutung sich weiters nur auf 

einen Teil des erwarteten Vorkommens beschränken solle und die Allgemeinheit die für den 

Betrieb erforderlichen Investitionen und das damit vorläufig noch verbundene Risiko nicht 

übernehmen könne. 

Redner stimme daher der Errichtung einer Gesellschaft auf privatwirtschaftlicher 

Grundlage umsomehr zu, als die Hoffnung bestehe, dass innerhalb des Zeitraumes von 10 

Jahren, welche der Abbau des ersten Grubenfeldes erfordere, bereits der Anschluss an 

Deutschland vollzogen sei und damit auch für den Kalibergbau die dortige, einer 

Sozialisierung nahekommende Regelung Platz greifen werde. 

Der Kabinettsrat ermächtigt sohin die Staatssekretäre für Finanzen und für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten, die Vorverhandlungen über die Konzessionierung des 

Kalibergbaues fortzusetzen.  

 

10. 

Definitive Übernahme der ehemaligen Hofmuseen samt der Estensischen und der 

Weltreisesammlung, dann der beiden Schatzkammern, der Hofbibliothek, der 

Familienfideikomißbibliothek und der Kunstsammlung „Albertina“ in die Staatsverwaltung 

und Überführung ihrer Angestellten in den österreichischen Staatsdienst. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l berichtet, dass die zur Feststellung der Ausscheidungen 

nach § 2 des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfonds eingesetzte Kommission aus 
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Gründen der staatlichen Kunstpflege die Ausscheidung der kunsthistorischen Sammlungen 

mit der Estensischen und der Weltreisesammlung, dann der beiden Schatzkammern, des 

Naturhistorischen Museums, der Hofbibliothek, ferner der Familienfideikommißbibliothek 

und der Kunstsammlung Albertina beantragt habe.  

Es erscheint nun dringend geboten, bezüglich der weiteren Verwaltung dieser Institute eine 

Verfügung zu treffen. 

Mit dem Staatsratsbeschlusse vom 20. Februar 1919 sei nämlich die provisorische 

Verwaltung der beiden Hofmuseen, des Habsburg-Lothringischen Hausschatzes und der 

Hofbibliothek mit Ende Februar 1919 dem damals bestandenen Staatsamte für Unterricht 

übertragen worden, das mit dem weiteren Kabinettsratsbeschlusse vom 28. Oktober 1919 die 

Genehmigung zur Übernahme auch noch der vormals zum Friedrich Habsburg-

Lothringischen gebundenen Vermögen gehörenden Kunstsammlung Albertina in die 

vorläufige Verwaltung erhalten habe. 

Aus dieser provisorischen Rechtslage haben sich für die Verwaltung dieser Institute 

mannigfache Schwierigkeiten ergeben, welche sogar den ordnungsmäßigen Betrieb 

lahmzulegen drohten. 

Dazu komme, dass diese Verhältnisse für die dortigen Angestellten im Laufe der Zeit fast 

unerträgliche Zustände herbeiführten, da die Bediensteten in keinem öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisse zum österreichischen Staate standen und darum seit mehr als Jahresfrist 

auch beim Vorhandensein offener Stellen über die VI. Rangsklasse hinaus wegen Unklarheit 

der Zuständigkeit zum Vollzuge solcher Ernennungen nicht befördert werden konnten. 

Die Austragung der Angestelltenfrage erscheine nun umso dringender, als nach dem 

Gesetze vom 18. Dezember 1919, St.G.Bl. Nr. 570, Beförderungen im Staatsdienste lediglich 

mit Wirksamkeit vom 1. Juli beziehungsweise 1. Jänner jeden Jahres vollzogen werden 

können, mithin eine weitere Verzögerung der Übernahme dieser Angestellten in den 

Staatsdienst unweigerlich den Aufschub der zum Teile schon seit langem ausständigen 

Beförderungen bis zum Beginne des nächsten Kalenderjahres zur Folge hätte. 

Um eine gleichmäßige Behandlung der Angelegenheiten aller hier überhaupt in Betracht 

kommenden wissenschaftlichen Institute und ihrer Angestellten zu ermöglichen, empfehle es 

sich aber, gleichzeitig auch die Albertina sowie die Familienfideikomißbibliothek samt ihrem 

an Zahl nur geringen Personal auf den Staat zu übernehmen. 

Redner stelle sohin den Antrag, dem Unterrichtsamte die bisher nur provisorisch geführte 

Verwaltung der beiden ehemaligen Hofmuseen samt der Estensischen und der 

Weltreisesammlung, dann der beiden Schatzkammern, der Hofbibliothek sowie der 
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Kunstsammlung Albertina, ferner die Verwaltung der Familienfideikomißbibliothek definitiv 

zu übertragen und dieses Staatsamt zu ermächtigen, im Einvernehmen mit den betreffenden 

Stellen diesbezüglich sowie wegen Übernahme der bei der Verwaltung der genannten Institute 

in Verwendung stehenden Angestellten, soferne bei ihnen die allgemeinen Voraussetzungen 

für die Übernahme in den österreichischen Staatsdienst vorhanden sind, in den Dienst der 

Republik Österreich die weiteren Verfügungen zu treffen. 

Staatssekretär Dr. M a y r wünscht die ausdrückliche protokollarische Feststellung, dass 

ungeachtet des Überganges der Hofmuseen in die Verwaltung des Unterrichtsamtes der 

Anspruch des Landes Tirol auf Herausgabe der Ambraser Sammlung unverändert 

fortbestehen bleibe. 

Weiters spricht sich Redner dagegen aus, dass die Archive des ehemaligen 

Oberstkämmereramtes an das Unterrichtsamt übergehen, und stellt den Antrag, sie wegen 

ihres politischen und diplomatischen Inhaltes bis zur endgiltigen Regelung des Archivwesens 

dem sachlich zuständigen Staatsarchive zuzuweisen. 

Über Vorschlag des Unterstaatssekretärs M i k l a s stimmt der Kabinettsrat schließlich den 

Anträgen des Unterstaatssekretärs G l ö c k e l unter Vorbehalt der seinerzeitigen 

Entscheidung über die definitive Zugehörigkeit der Archivbestände des 

Oberstkämmereramtes zu. 

 

11. 

Forderungen der Beamten mit Hochschulbildung in öffentlichen Diensten. 

Über Einladung des V o r s i t z e n d e n referiert Ministerialrat Dr. W i l f l i n g über die 

Forderungen, welche die „Gewerkschaft der Akademiker in öffentlichen Diensten 

Österreichs“ in folgenden Belangen gestellt habe: 

1.) Für Beamte der Gruppe A die Beförderung in die 

V.  Rangsklasse mit 27 anrechenbaren Dienstjahren 

VI.  „  „ 20 „  „ 

VII.  „  „ 14 „  „ 

VIII.  „  „ 9 „  „ 

Beförderung in die IX. Rangsklasse nach abgelegter Amtsprüfung und Zuerkennung der 

Bezüge der X. Rangsklasse an alle Praktikanten. 

2.) Für Beamte der Gruppe B (Geometer) die Beförderung in die 

V. Rangsklasse mit 30 anrechenbaren Dienstjahren 

VI. „  „ 23 „ „ 
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VII. „  „ 16 „ „ 

VIII. „  „ 11 „ „ 

IX. „  „ 7 „ „ 

X. „   „ 2 „ „ 

3.) Für Mittelschullehrer als Ersatz für die gewünschte bessere Beförderung die 

Gewährung von Personalzulagen, die für Wien 1.800 - 9.000 K betragen und für die übrigen 

Orte entsprechend abgestuft werden sollen. Außerdem die Ernennung der definitiven 

Supplenten zu wirklichen Lehrern und die Gewährung des vollen Ortszuschlages an die 

Supplenten und Assistenten. 

Der Referent bemerkt, dass die Gewerkschaft diese Forderungen im wesentlichen mit den 

Vorteilen begründe, welche die Angehörigen anderer Staatsangestelltengruppen dadurch 

erfahren haben, dass sie auf Grund administrativer Verfügungen in materieller Hinsicht so wie 

die in eine höhere Gruppe eingereihten Staatsangestellten behandelt werden. 

Redner erläutert sodann die praktischen Folgerungen, die sich aus der Erfüllung dieser 

Wünsche ergeben würden und gelangt dabei zu dem Schlusse, dass die gestellten Forderungen 

viel zu weitgehend erscheinen, zumal die Bewilligung dieser Wünsche der bevorstehenden 

Besoldungsreform präjudizieren würde. 

Wohl aber könnte den Beamten der Gruppe A und B dadurch entgegengekommen werden, 

dass ihnen ihre Praktikantendienstzeit im gleichen Ausmaße begünstigt angerechnet wird, wie 

dies bei den Beamten des Post-und Telegraphenressorts seit den Aprilzugeständnissen des 

vorigen Jahres geschieht. 

Bei der Post-und Telegraphenverwaltung sei nicht nur den Verkehrs-, sondern auch den 

Rechnungs- und Verwaltungsbeamten die Anrechnung der ein Jahr übersteigenden 

Praktikantenzeit in der Weise zugestanden worden, dass sie Personalzulagen im Ausmaße des 

Unterschiedes zwischen ihren jeweiligen Bezügen und jenen Bezügen, die ihnen bei 

Anrechnung der ein Jahr übersteigenden Praktikantendienstzeit bis zum Höchstausmaße von 8 

Jahren für die Vorrückung in höhere Bezüge zukommen würden, erhalten. 

Nach Inkrafttreten des Besoldungsübergangsgesetzes sei dieses Zugeständnis noch dahin 

ausgebaut worden, dass jenen Beamten, die durch Gewährung der Personalzulage die Bezüge 

einer höheren Rangsklasse erreicht haben die freie Beförderung in diese Rangsklasse 

zugesichert wurde, so dass diese Beamten tatsächlich so behandelt werden, als ob für sie die 

Zeitbeförderungsfristen um 2 Jahre gekürzt wären. 

Die Staatsangestellten der übrigen Ressorts hätten die Gewährung des gleichen 

Zugeständnisses wiederholt mit Nachdruck gefordert, ohne damit jedoch unter Berufung auf 
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den Kabinettsratsbeschluss vom 24. März 1920, Berücksichtigung gefunden zu haben. 

Die Ausdehnung dieses Zugeständnisses auf die Beamten der Gruppen A und B hätte für 

sie zur Folge, dass sie hiedurch die X. bis VII. Rangsklasse um je 2 Jahre früher erreichen 

würden, als das gegenwärtig nach der Dienstpragmatik beziehungsweise bei Anrechnung der 

Kriegshalbjahre der Fall ist. 

Selbstverständlich müsste eine derartige Maßnahme auch allen anderen in die 

Zeitvorrückungsgruppen der Dienstpragmatik eingereihten Beamten gewährt werden. 

Eine vorläufige Herabsetzung der zur freien Beförderung von Beamten der Gruppen A und 

B in die VI. und V. Rangsklasse gegenwärtig erforderlichen Fristen hätte derzeit insoferne 

geringen Wert, als die Anträge für das Juliavancement bereits im Kabinettsrate abgefertigt 

seien und bis zur Vornahme der nächsten Beförderungen voraussichtlich die 

Besoldungsreform in Kraft getreten sein werde. 

Ebensowenig sollte dermalen eine Verbesserung der Bezüge der Mittelschullehrer in 

Aussicht genommen werden, da diese bereits nach den jetzigen gesetzlichen Bestimmungen 

die Möglichkeit besitzen, automatisch den Gehalt der VI. Rangsklasse mit zwei Erhöhungen 

zu erlangen, wogegen den übrigen akademisch gebildeten Beamten die VI. Rangsklasse nur 

im Wege der freien Beförderung erreichbar sei. Ebensowenig werde den übrigen Beamten der 

Gruppe A die Erreichung der V. Rangsklasse zu gewährleisten sein. 

Im allgemeinen müsse bedacht werden, dass die Staatsbeamten mit Hochschulbildung 

gegenüber den anderen Beamten dadurch, dass alle Bezugsaufbesserungen für die 

Staatsbeamten in der letzten Zeit im weitaus größeren Maße den Angehörigen der anderen 

Gruppe zugute kamen, gegenüber diesen Gruppen stärker in Nachteil gekommen sind. 

Ihr Streben gehe nun dahin, vor der gesetzlichen Neuregelung der Besoldungsverhältnisse 

noch eine Bezugsregelung für ihren Stand zu erreichen, da sie annehmen müssen, dass die 

Überführung in das neue Gehaltsschema auf Grund ihrer derzeitigen Bezüge stattfinden 

werde. 

Mit Rücksicht darauf, dass aus den obenangeführten Gründen eine volle Berücksichtigung 

der Forderungen der Beamten mit Hochschulbildung dermalen nicht möglich sei, habe die 

staatliche Finanzverwaltung die Gewerkschaftkommission davon verständigen zu sollen 

geglaubt, dass die Regierung bei der zu schaffenden Besoldungsreform ihre berechtigten 

Interessen entschieden vertreten werde, damit ihnen aus der dermaligen 

Nichtberücksichtigung ihrer Förderungen kein Nachteil für die Zukunft erwachse. 

Die Finanzverwaltung gelange demnach zu folgenden Anträgen: 

I. Die in durch Zeitbeförderung erreichbaren Rangsklassen stehenden Staatsbeamten, 
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deren definitive Anstellung auf Grund einer vorgeschriebenen Praktikantendienstzeit (§ 56 

Dienstpragmatik) erfolgt ist, erhalten bis zum Inkrafttreten des neuen Besoldungsgesetzes 

eine für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Personalzulage im Ausmaße des 

Unterschiedes zwischen ihren jeweiligen Bezügen und jenen Bezügen, die Ihnen bei 

Anrechnung der ein Jahr übersteigenden Praktikantendienstzeit bis zum Höchstausmaße von 

zwei Jahren für die Vorrückung in höhere Bezüge und für die Zeitbeförderung zukommen 

würden. 

Erreichen Beamte durch diese Personalzulage die Bezüge der nächsthöheren, noch im 

Wege der Zeitbeförderung für sie erreichbaren Rangsklasse, so sind sie zum nächstefolgenden 

Beförderungstermine in diese Rangsklasse zu befördern. 

Die Personalzulagen sind mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1920 zuzuerkennen. In die mit 

diesem Termine durchzuführenden Beförderungen sind jene Beamten einzubeziehen, die 

durch Gewährung der Personalzulage die Bezüge einer höheren im Wege der Zeitbeförderung 

erreichbaren Rangsklasse erhalten. 

Diese Personalzulagen sind bei der Überführung in ein anderes Gehaltsschema auf Grund 

eines neuen Besoldungsgesetzes als Teil ihres Gehaltes zu behandeln. 

Außer diesem auch den Beamten mit Hochschulbildung zugute kommenden Zugeständnis 

der Anrechnung der Praktikantendienstzeit wird den Beamten der Zeitvorrückungsgruppen A 

und B noch folgendes gewährt: 

Die Beamten der Gruppe A der VII. Rangsklasse mit einer effektiven Gesamtdienstzeit 

von 22 ½ Jahren und einer Rangsklassendienstzeit von mindestens 1 ½ Jahren, ferner die 

Beamten der Gruppe A der VI. Rangsklasse mit einer effektiven Gesamtdienstzelt von 29 

Jahren und einer Rangsklassendienstzeit von mindestens zwei Jahren erhalten eine für die 

Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Personalzulage im Ausmaße des Unterschiedes 

zwischen ihren Bezügen und den Bezügen der nächsthöheren Rangsklasse. 

Die Beamten der Gruppe B der VII. Rangsklasse mit einer effektiven Gesamtdienstzeit von 

27 Jahren und einer Rangsklassendienstzeit von mindestens zwei Jahren erhalten eine für die 

Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Personalzulage im Ausmaße des Unterschiedes 

zwischen ihren Bezügen und den Bezügen der VI. Rangsklasse. 

Die Personalzulagen würden mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1920 bewilligt.  

Voraussetzung für ihre Gewährung ist eine gute Qualifikation. 

Sie sind einzustellen im Falle der Beförderung in die Rangsklasse, deren Bezüge durch die 

Personalzulage erlangt werden. 

Die Personalzulagen sind bei der Überführung der Beamten in ein anderes Gehaltsschema 
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auf Grund eines neuen Besoldungsgesetzes als Teile ihres Gehaltes zu behandeln. 

Die wirklichen Lehrer an staatlichen mittleren und niederen Unterrichtsanstalten der 

Gruppe A erhalten nach Zurücklegung einer effektiven Gesamtdienstzelt von 22 ½ Jahren 

eine für die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Personalzulage im Ausmaße des 

Unterschiedes zwischen ihren Bezügen und den Bezügen eines Staatsbeamten der VI. 

Rangsklasse, nach Zurücklegung einer effektiven Gesamtdienstzeit von 29 Jahren erhalten sie 

eine Personalzulage im Ausmaße des Unterschiedes zwischen ihren Bezügen und jenen eines 

Staatsbeamten der V. Rangsklasse. 

Diese Personalzulagen sind bei einer Überführung in ein neues Besoldungsschema als Teil 

des Gehaltes anzusehen. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r betrachtet die Angelegenheit als noch nicht spruchreif 

und meldet eine Reihe von Abänderungsanträgen des Justizressorts an, die den besonderen 

Dienstverhältnissen des richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Personales Rechnung 

tragen sollen. Abgesehen davon erscheine es ihm aber auch nicht angezeigt, dass der 

Kabinettsrat im Zustande der Demission eine derart weitgehende generelle Regelung treffe 

ohne dass vorher eine Äußerung der Parteien eingeholt worden wäre, ob die vorgeschlagenen 

Grundsätze ihrer Auffassung entsprechen und sich die parlamentarischen Kabinettsmitglieder 

noch als berechtigt ansehen dürfen, dazu ihre Zustimmung zu geben. 

Staatssekretär E l d e r s c h wünscht die Möglichkeit einer Überprüfung der Vorschläge 

des Staatsamtes für Finanzen auch vom Standpunkte seines Ressorts, da ohne solche der 

Kabinettsrat sich kein verlässliches Urteil bilden könne.  

Staatssekretär Dr. R e i s c h bemerkt, dass es sich vorliegendenfalles nur darum handle, 

die Begünstigungen, die sich die Post- und Telegraphenbeamten bereits vor mehr als 

Jahresfrist errungen haben, nun auch den anderen Beamtenkategorien zugänglich zu machen. 

Staatssekretär Dr. M a y r meint, dass Sonderwünsche einzelner Ressorts vom Kabinettsrat 

derzeit wohl nicht verhandelt werden könnte, da es sich hier aber im Grunde nur um die 

Gutmachung einer Benachteiligung gewisser Gruppen handle, würde Redner gegen die 

Vorschläge des Staatssekretärs für Finanzen unter der Voraussetzung keine Einwendung 

erheben, dass dadurch keine übermäßige Mehrbelastung der Staatsfinanzen herbeigeführt 

werde. 

Nach einer Anregung des Vorsitzenden beschließt der Kabinettsrat, dass sich das Staatsamt 

für Finanzen mit dem Staatsamt für Justiz über die von letzterem gewünschten Abänderungen 

ins Einvernehmen zu setzen und gleichzeitig Staatssekretär Dr. M a y r und 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r die Meinungsäußerung ihrer Parteien über den Gegenstand 
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einzuholen haben. Sollte in diesen beiden Beziehungen ein Einverständnis erzielt werden, 

nimmt der Kabinettsrat in Aussicht, die Angelegenheit, statt durch einen formellen 

Sitzungsbeschluss, durch eine Umfrage bei den einzelnen Kabinettsmitgliedern zur 

Entscheidung zu bringen. 

 

12. 

Forderungen der paritätischen Lohnkommission. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h teilt mit, dass ihm eine Einladung zu einer Sitzung der 

paritätischen Lohnkommission am 19. Juni l. J. zugekommen sei, in welcher zu den 

ablehnenden Beschlüssen des Kabinettsrates vom 18. Mai l. J.in der Frage der 

siebenstündigen Amtszeit, der Bemessung der Erholungsurlaube, der Entlohnung der 

Überstundenarbeit und der Novellierung des Pensionsgesetzes Stellung genommen werden 

solle. Redner beabsichtige, die Einladung schriftlich zu beantworten und dabei der 

Lohnkommission eine nähere Erläuterung des Standpunktes der Staatsregierung zu geben. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h beantragt, das Antwortschreiben auf die Mitteilung zu 

beschränken, dass die Staatsregierung nicht mehr in der Lage sei, zu so weittragenden 

Beschlüssen Stellung zu nehmen, da sich das Kabinett in Demission befinde, und weiters 

anzuregen, die Sitzung bis nach Bildung einer definitiven Regierung aufzuschieben. 

Der Kabinettsrat beschließt für das Antwortschreiben des Staatssekretäre Dr. R e i s c h die 

von Staatssekretär Dr. D e u t s c h beantragte Fassung. 

 

13. 

Forderungen der „Technischen Union“ der Telephon- und Telegraphenbediensteten. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g erbittet Weisungen des Kabinettsrates für das Verhalten der 

staatlichen Finanzerwaltung gegenüber den in den letzten Tagen neu erhobenen Forderungen 

der Technischen Union der Telephon- und Telegraphen-Bediensteten. 

Der Kabinettsrat beschließt, dass bis zur Bildung einer definitiven Regierung in 

Verhandlungen über diese Forderungen nicht einzutreten sei.  

 

14. 

Änderung in der Berechnung der staatlichen Zuschüsse zum Preise des 

Rotationsdruckpapieres. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n und Unterstaatssekretär M i k l a s berichten über das 

Ergebnis der ihnen mit dem Kabinettsbeschlusse vom 16. Juni l. J. aufgetragenen 
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Besprechungen mit der sozialdemokratischen bezw. der christlich-sozialen Partei in der Frage 

der Anträge des Zeitungsbeirates auf Änderung der Grundlage für die Berechnung der 

staatlichen Zuschüsse zur Verbilligung des Rotationsdruckpapieres. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n gibt bekannt, dass die sozialdemokratische Parte die 

Zumessung der Verbilligung des Papieres nach Waggonmengen abgelehnt habe, da die in 

dem Antrage des Zeitungsbeirates gegebene Begründung, die Angabe der Auflagenhöhe 

erscheine undurchführbar, nicht als stichhaltig anerkannt werden könne. Wohl aber stimme 

die Partei der Erhöhung des staatlichen Zuschusses zum Preise des Rotationsdruckpapieres 

von 6 K auf 9 K pro Kilo zu. 

Redner empfehle demnach folgenden Antrag zur Annahme: 

Die Beschlüsse des Kabinettsrates vom 14. Mai 1920 werden, soweit sie die Gewährung 

eines staatlichen Zuschusses zum Rotationspapierpreise betreffen, dahin abgeändert, dass ab 

1. Juni l. J. bis auf weiteres eine Preisbegünstigung von 9 Kronen (statt bisher 6 Kronen) für 

das Kilogramm Rotationsdruckpapier gewährt wird. Die übrigen, die Preisbegünstigung 

betreffenden Bestimmungen des erwähnten Kabinettsratsbeschlusses bleiben aufrecht. 

Unterstaatssekretär M i k l a s teilt mit, dass sich die christlich-soziale Partei auf den 

Standpunkt des von Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n in der Sitzung vom 16. Juni 

vorgebrachten Antrages gestellt habe, ohne dass jedoch ein konkreter Beschluss gefasst 

worden wäre, welcher die Beibehaltung der jetzt geltenden Berechnungsart, ausschließen 

würde.  

Aus Grund von bei der Parteiberatung geltend gemachten Beschwerden bemängelt es 

Redner, dass die staatlichen Zuschüsse auf den Papierpreis den Zeitungen nicht rechtzeitig 

überwiesen werden und diese daher vom Papier-Fabriksverband für die offen gebliebenen 

Rechnungsposten mit namhaften Verzugszinsen belastet werden. Um dieser 

ungerechtfertigten Benachteiligung der Zeitungen ein finde zu setzen, wolle das Staatsamt für 

Finanzen die rascheste Flüssigmachung der Zuschüsse veranlassen und überhaupt dafür Sorge 

tragen, dass für den auf den Staatsschatz übernommenen Teil der Papierkosten künftighin 

nicht mehr die Zeitungen, sondern die Regierung selbst dem Papierfabriksverband hafte. 

Weiters seien Klagen über die unzulängliche Belieferung der Provinzpresse aller 

Parteirichtungen mit Rotationsdruckpapier laut geworden. Redner richte daher an das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten das dringende Ersuchen, auch auf 

den Papierbedarf der Blätter außerhalb Wiens entsprechend Bedacht nehmen zu wollen. 

Die Provinzpresse, soweit sie auf Flachdruckpapier erscheine, leide außerdem noch 

darunter empfindlich, dass die staatlichen Zuschüsse nur für dass Rotationsdruckpapier 
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gewährt werde, wogegen die Zeitungen auf Flachdruckpapier ihr Material zur Gänze aus 

eigenen Mitteln und noch dazu zu Preisen zahlen müssen, welche sogar höher sind als die des 

nicht verbilligten Rotationsdruckpapieres. Der sprechende Unterstaatsekretär stelle daher den 

Antrag, der Kabinettsrat wolle weiters die Einleitung einer Aktion zur Verbilligung des 

Flachdruckpapieres für Zeitungen in Aussicht nehmen. 

Der letztere Antrag findet die Unterstützung des Vizekanzlers F i n k, wozu Staatssekretär 

Dr. E l l e n b o g e n bemerkt, dass eine Verbilligung des Flachdruckpapieres zur 

Voraussetzung hätte, dieses in die gleiche Bewirtschaftung wie das Rotationsdruckpapier zu 

nehmen. Ob dies im gegenwärtigen Zeitpunkte, wo an den Abbau der Wirtschaftszentralen 

geschritten wird, tunlich sei, bedürfe erst einer näheren Überprüfung. 

Der Kabinettsrat erhebt sohin den Antrag des Staatssekretärs Dr. E l l e n b o g e n zum 

Beschluss und erteilt gleichzeitig den Staatssekretären für Finanzen und für Handel und 

Gewerbe, Industrie und Bauten die Ermächtigung, sich in der Frage einer Erhöhung der 

Exportauflage miteinander ins Einvernehmen zu setzen und die Erhöhung ohne weitere 

Beschlussfassung durch den Kabinettsrat durchzuführen, sobald beide Stellen zu einem 

Einverständnis gelangt sind. Weiters wird das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie 

und Bauten eingeladen, dem Kabinettsrate Anträge über Maßnahmen zur Verbilligung des 

Flachdruckpapieres zu stellen. 

 

15. 

Vollzugsanweisung über die Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet und erhält die Ermächtigung zur Erlassung einer 

Vollzugsanweisung, durch welche angesichts der in der Industrie eingetretenen Absatzkrise 

die Verpflichtung der Gewerbeinhaber zur Beibehaltung ihres Arbeiterstandes nach der 

Vollzugsanweisung vom 16. Oktober 1919, St.G.Bl. Nr. 489, bis zum 30. September l. J. 

verlängert wird. 

 

16. 

Vollzugsanweisung über den Schutz von Dienstnehmern bei der Veräußerung von 

Betriebsmitteln ins Ausland. 

Nach einer Mitteilung des Staatssekretärs H a n u s c h mehren sich in der letzten Zeit die 

Fälle, dass inländische Betriebe ihre gewerblichen Einrichtungen an das Ausland verkaufen 

und dadurch ihre Arbeiter beschäftigungslos machen. Einem solchen Vorgehen müsse, soweit 

es nicht einem wirtschaftlichen Zwange entspringe, wenigstens insoweit Einhalt getan 
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werden, dass die Arbeiter vom Unternehmer Sicherungen für ihren Unterhalt bekommen. 

In dieser Absicht erbitte Redner die Ermächtigung zur Erlassung einer Vollzugsanweisung, 

durch welche die Vorschriften der Vollzugsanweisung vom 2. Juni 1919, St.G.B1. Nr. 301, 

über den Schutz von Dienstnehmern bei Verlegung von Unternehmungen ins Ausland, auch 

auf den Fall ausgedehnt werden, dass ein Unternehmen oder eine Niederlassung im Inlande 

im Zusammenhange mit der Veräußerung von Betriebsmitteln nach dem Auslande 

ausgelassen oder eingeschränkt wird. 

Der Kabinettsrat stimmt dar Erlassung der beantragten Vollzugsanweisung zu. 

 

17. 

Stabilisierung des Schiffs- und Baggerpersonals der Wasserbauverwaltung in Oberösterreich. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k bespricht die noch aus der Vorkriegszeit stammenden 

Wünsche der Schiffskapitäne und Schiffsmaschinisten sowie des sonstigen Schiffs, Bagger 

und Werkstättenpersonals der oberösterreichischen staatlichen Wasserbauverwaltung nach 

Stabilisierung und Einreihung in die Kategorien der Beamten, Unterbeamten und Diener. 

Redner befürwortet die Erfüllung dieser Wünsche glaubt, jedoch, dass im Hinblick auf die 

geringe Anzahl der in Betracht kommenden Personen von einer besonderen gesetzlichen 

Regelung Abstand genommen und die Durchführung auf Grund eines 

Kabinettsratsbeschlusses erfolgen könnte. 

Der sprechende Staatssekretär bittet demnach, der Kabinettsrat möge beschließen, dass 

folgende Angestellte der staatlichen Wasserbauverwaltung in Oberösterreich mit Wirksamkeit 

von 1. Jänner 1920 für ihre Person und zwar: die Kapitäne Mathias P ö s t i n g e r und Anton 

Z s i s k a und die Schiffsmaschinisten Mathias K o t z i a n und Raimund K o g l e r in ihrer 

bisherigen Diensteigenschaft zu Staatsbeamten der Zeitvorrückungsgruppe E der 

Dienstpragmatik, die Steuermänner Josef O b e r m a i e r und Karl G r i e s m ü l l e r, die 

Baggermaschinisten Eberhard H a r t m a n n s g r u b e r, Ernst S c h w a r z i n g e r, 

Ferdinand R i n g, Franz B o n i n c h i sowie die Baggermeister Anton S o n n b e r g e r, 

Franz H a i d e r und Anton B r e u e r in ihrer dermaligen Diensteseigenschaft zu 

Unterbeamten sowie der Maschinenwärter Josef W i e s m a i e r und der Baggerschiffsmann 

Rudolf S c h l o s s e r in ihrer dermaligen Diensteseigenschaft zu Dienern, alle unter 

angemessener Berücksichtigung ihrer bisherigen Dienstzeit, zu ernennen und den 

Bestimmungen des 1. bezw. 11. Hauptstückes der Dienstpragmatik zu unterstellen sind. 

Die Detailbestimmungen dieser Aktion wären vom Staatsamte für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen im Erlasswege zu 



193 - 1920 - 06 - 18 

27 
 

regeln. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h macht den Vorbehalt, dass aus der Art der Behandlung des 

oberösterreichischen Wasserbaupersonals kein Präjudiz für die Überführung auch anderer 

Angestelltengruppen unter die Bestimmungen der Dienstpragmatik auf dem Wege bloßer 

administrativer Verfügungen geschaffen werden dürfe; Redner beantragt weiters, als Beginn 

der Rechtswirksamkeit der Stabilisierung nicht den 1. Jänner, sondern den 1. Juli 1920 zu 

bestimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt den Antrag des Staatssekretärs Ing. Z e r d i k unter Festsetzung 

des 1. Juli 1920 als Termin für den Beginn der Wirksamkeit der Stabilisierung zum 

Beschluss. 

 

18. 

Weiterbelassung von Kriminalbeamten der Polizeidirektion in Wien im aktiven Dienste. 

Staatssekretär E l d e r s c h verweist darauf, dass nach § 17 des 

Besoldungsübergangsgesetzes vom 18. Dezember 1919, St.G.B1. Nr. 570, .aus dem 

Kriminalbeamten (Polizeiagenten) Korps der Polizeidirektion in Wien dermalen über 80/30 

(?) der versiertesten Beamten im Wege der Pensionierung gleichzeitig auszuscheiden hätten. 

Diese Maßnahme wäre für die Versehung des Sicherheitsdienstes in Wien von überaus 

nachteiligen Folgen begleitet, da gerade im Kriminaldienste langjährige Erfahrung von 

größter Bedeutung sei und durch die Einstellung junger Kräfte ein auch nur annähernd 

gleichwertiger Ersatz nicht erzielt werden könne. Überdies stehen derzeit geeignete Kräfte 

überhaupt nicht zur Verfügung, da sich die organisationsgemäß in erster Linie zur 

Komplettierung des Kriminalbeamtenkorps berufene Sicherheitswache selbst unter dem 

systemisierten Stande befinde und Personalmaßnahmen nicht zulasse. 

Da sonach die im 2. Absatze des § 17 des Besoldungsübergangsgesetzes vorgesehenen 

zwingen den dienstlichen Rücksichten vorliegen, erbitte Redner die Ermächtigung der 

Staatsregierung, jene Kriminalbeamten der Polizeidirektion in Wien, welche den Anspruch 

auf den vollen Ruhegenuss erreicht haben oder in der Folge noch erreichen werden, ,jedoch 

nach dem Gutachten der Polizeidirektion und der Landesregierung in Wien ohne eine 

empfindliche Schädigung dienstlicher Interessen gegenwärtig nicht aus der Aktivität entlassen 

werden können, bis längstens 30. Juni 1921 im aktiven Dienste belassen zu dürfen. 

Der sprechende Staatssekretär fügt bei, dass die vollkommene Leistungsfähigkeit der in 

Betracht kommenden Beamten auch in physischer Beziehung die Voraussetzung dieser 

Maßnahmen für jeden einzelnen bilde und dass eine sukzessive Versetzung dieser 
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Kriminalbeamten in den dauernden Ruhestand nach Maßgabe des Ersatzes durch 

entsprechend geschulte jüngere Kräfte angestrebt werde. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

19. 

Gewährung von Fahrbegünstigungen auf den Eisenbahnen an die Angestellten der 

Landesräte. 

Staatssekretär E l d e r s c h führt aus, dass einzelne Landesregierungen entgegen dem 

Beschlusse des Kabinettsrates vom 27. Jänner 1920, generelle Ersuchen der Landesbeamten 

um Gewährung von Fahrbegünstigungen auf den Eisenbahnen bis zur Entscheidung über die 

Verfassungsreform unerledigt zu lassen, auch Angestellte des Landesrates mit 

Eisenbahnlegitimationen beteilt haben. In den letzten Tagen seien nun die Angestellten des 

niederösterreichischen Landesrates gleichfalls mit dem Begehren nach solchen 

Legitimationen hervorgetreten und von Staatsamt für Finanzen damit an den sprechenden 

Staatssekretär gewiesen worden. Redner werde dieses Einschreiten zwar im Sinne des 

Kabinettsratbeschlusses ablehnen, müsse aber darauf aufmerksam machen, dass es fraglich 

erscheine, ob nicht der Landeshauptmann in Niederösterreich nach dem Beispiele anderer 

Länder den Wünschen der Angestellten doch willfahren werde. Redner erbitte eine Äußerung 

des Kabinettsrates, falls dieser eine besondere Einwirkung auf den Landeshauptmann 

wünschen sollte, damit eine derartige Möglichkeit unter allen Umständen ausgeschlossen 

bleibe. 

Der Kabinettsrat nimmt die Mitteilungen des Staatssekretärs für Inneres und Unterricht, 

ohne eine besondere Verfügung zu treffen, zur Kenntnis. 

 

20. 

Investitionsprogramm und Kapitalsvermehrung der Graz-Köflacher Eisenbahn und 

Bergbaugesellschaft. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k gibt bekannt, dass die Graz Köflacher Eisenbahn- und 

Bergbau Gesellschaft beabsichtige, ihre Kohlenwerke in großzügiger Weise auszugestalten, 

um die Förderung durch Anlage von großen Tagbauen im Voitsberg-Köflacher Reviere und 

Errichtung einer neuen leistungsfähigen Tiefbauanlage im Wieser Reviere binnen ungefähr 3 

Jahren auf das Dreifache, d. i. von jährlich 5 Millionen auf 15 Millionen Kronen zu steigern. 

Das Kapitalserfordernis für diese Ausgestaltung werde mit 650 Millionen Kronen 

veranschlagt. 



193 - 1920 - 06 - 18 

29 
 

Diese durch den gegenwärtigen Hochstand der Löhne und Materialpreise bedingte 

außerordentliche Höhe der Investitionskosten mache eine Tilgung durch eine normale 

Abschreibung in einer längeren Reihe von Jahren unmöglich, weshalb die Amortisation des 

über die Normalbausumme hinausgehenden Aufwandes durch entsprechende. Zuschläge auf 

die Kohlenpreise in einem Zeitraum von 3 Jahren bewilligt werden solle. Die Grundlage für 

die kurzfristige Amortisation solcher Investitionskosten werde durch das in der 

Nationalversammlung eingebrachte Gesetz über Steuerbegünstigungen aus Anlass 

volkswirtschaftlich wichtiger Investitionen geschaffen werden. 

Um die nötigen Geldmittel rechtzeitig bereitzustellen, beabsichtige die Unternehmung, das 

Aktienkapital von 15,200.000 Kronen durch Ausgabe von 70.000 neuen Aktien zum 

Nennwerte von 400 Kronen um 28. Millionen Kronen zu erhöhen. 

Nach einer am 16. Juni 1920 unter dem Vorsitze des Redners zwischen den Vertretern der 

Staatsregierung, der steirischen Landesregierung und den beteiligten Finanzinstituten 

getroffenen Vereinbarung sollen von den neuen Aktien 40.000 Stück von den öffentlichen 

Körperschaften (Staat und Land Steiermark nach einem erst zu bestimmenden Verhältnisse) 

übernommen, weiters den Aktionären ein Bezugsrecht nach dem Verhältnisse 5 : 2 

eingeräumt und der Rest der jungen Aktien einem ans der Unionbank, der Länderbank und 

der Fa. Bernhard W e t z l e r bestehenden Syndikate zugewiesen werden. 

Der sprechende Staatssekretär habe diesen Vereinbarungen vorbehaltlich der 

Beschlussfassung des Kabinettsrates angestimmt und beantrage nunmehr im Einvernehmen 

mit dem Präsidenten der Staatskommission für Sozialisierung, der Kabinettsrat wolle 

nachträglich die Genehmigung hiezu erteilen. 

Der Kabinettsrat tritt den von Staatssekretär Ing. Z e r d i k genehmigten Abmachungen 

bei. 

 

21. 

Aufhebung der Holz-Zwangsbewirtschaftung in Tirol und Überlassung von 20.000 Festmetern 

Rohholz an das Land. 

Staatssekretär S t ö c k l e r erinnert daran, dass die Landesregierung in Tirol auf Grund 

ihrer Verordnung vom 14. März 1919, L.G.Bl. Nr. 16, die Holzbewirtschaftung im Lande 

unter Beschlagnahme gestellt, Höchstpreise für Holz festgesetzt und des weiteren für den 

Export von Holz Gebühren nach jeweiliger Festsetzung durch die Landesregierung eingeführt 

hatte. Infolge Ungiltigerklärung dieser Verordnung über Beschwerde der 

Holzhandelsaktiengesellschaft durch den Verwaltungsgerichtshof am 18. Mai l. J. habe die 
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Landesregierung eine neue, den geltenden Bestimmungen der Vollzugsanweisung des 

Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft vom 26. März 1919, St.G.Bl. Nr. 198, mehr oder 

weniger entsprechende Verordnung erlassen, in welcher von einer allgemeinen 

Beschlagnahme des Holzes und von den Transportabgaben abgesehen wäre. Bei Handhabung 

dieser Verordnung entgehen nunmehr selbstverständlich dem Lande Tirol namhafte 

Einnahmen in der Höhe von mehreren 100.000 Kronen jährlich. Um diesen Ausfall zu 

decken, habe die Landesregierung um die Zuweisung einer Partie Säge- und Werkholz von 

zirka 20.000 Festmetern Bundholz auf der Kramsacher Lände der Forst-und Domänen 

Direktion in Innsbruck zum Durchschnittspreise von 400 Kronen pro Festmeter angesucht 

und aus diesem Anlasse folgende Zugeständnisse angebeten: 

1) Die Gültigkeit der nunmehrigen Verordnung vom 1. Juni 1920, L.G.Bl. Nr. 77, 

wird auf die Zeit bis 31. Dezember 1920 beschränkt; von da ab soll der gesamte Holzverkehr, 

die Holzbewirtschaftung und die Holzpreisbestimmung in Tirol vollkommen frei sein. 

2) Das Land Tirol unterwirft sich allen jenen Abänderungen hinsichtlich der 

vorbezogenen Verordnung, welche das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft für geboten 

erachtet. 

Redner stelle demnach folgenden Antrag: 

1. Der Kabinettsrat nimmt die Überlassung, von 20.000 m³ an das Land Tirol zu obigen 

Bedingungen genehmigend zur Kenntnis. 

2. Der Kabinettsrat ermächtigt das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft, die 

Verordnung vom 1.Juni 1920, L.G.Bl. Nr. 177 entsprechend dem Ersuchen des Landes Tirol 

einer Überprüfung hinsichtlich der Übereinstimmung mit der Vollzugsanweisung vom 26. 

März 1919, St.G.Bl. Nr. l98, zu unterziehen und das Anerbieten des Landes, die 

Verordnungswirksamkeit auf die Zeit bis 31. Dezember 1920 zu beschränken, zur Kenntnis 

zu nehmen. 

Nach einer Erwiderung der Staatssekretäre S t ö c k l e r und Dr. M a y r auf das von 

Staatssekretär Dr. R e i s c h geäußerte Bedenken, dass ein Übernahmspreis von bloß 400 

Kronen zu niedrig sei, beschließt der Kabinettsrat im Sinne der Anträge des Staatssekretärs 

für Land- und Forstwirtschaft. 

 

22. 

Deckung des Betriebsabganges beim Wiener Krankenanstaltenfonds für die Monate April, 

Mai und Juni 1920. 

Nach dem Antrage des Unterstaatssekretärs Dr. T a n d l e r erteilt der Kabinettsrat die 
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Zustimmung zur Gewährung einer vorschussweisen Zahlung von 88,200.000 Kronen an den 

Wiener Krankenanstaltenfonds zur Deckung des Betriebsabganges in den Monaten April, Mai 

und Juni 1920. 

 

23. 

Vollzugsanweisung, betreffend Änderung bestehender und Festsetzung neuer Amtstitel für die 

Angestellten der Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostverwaltung. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k unterbreitet dem Kabinettsrat den Entwurf einer 

Vollzugsanweisung, nach welcher in den Titeln der Bediensteten der Telegraphen-, 

Fernsprech- und Rohrpostverwaltung die Verbindung mit dem Worte „Post“ durch die 

Verbindung mit dem Worte „Telegraph“ zu ersetzen ist und gleichzeitig für die Beamten der 

neu geschaffenen Standesgruppe der technischen Verwaltungsbeamten folgende Titel 

eingeführt werden: 

Für Beamte der: 

XI. Rangsklasse: Technischer Verwaltungsassistent, 

X.  „  Technischer Verwaltungsadjunkt, 

IX.  „ Technischer Verwalter, 

IX.   „ Technischer Oberverwalter, 

VII.  „  Technischer Verwaltungsinspektor, 

VI.  „  Technischer Verwaltungsoberinspektor. 

Der Kabinettsrat stimmt der Erlassung der Vollzugsanweisung zu. 
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[KRP 193, 18. Juni 1920, Stenogramm Groß] 
 
1. 
[Renner]: Paul [ist] erkrankt und durch drei Wochen ferngehalten. Ich habe mich mit dem 

Vizekanzler geeinigt und beide Parteien sind einverstanden, daß Zerdik dem 
Präsidenten zur Betrauung der einstweiligen Vertretung von Paul - betrauen. Die 
Parteien haben zugestimmt und der Präsident dürfte die Angelegenheit [bereits] 
bereinigt haben. 

 
 
2. 
Renner: Ausscheidungsaktion. 

Es soll wenigstens der Schwebezustand beseitigt werden. Die Beilagen geben drei 
Verzeichnisse: 

[1.)] Jene Objekte, deren Ausscheidung nicht bestritten ist. Wenigstens in diesen 
Gegenständen wäre es möglich, das Ausscheidungs-Erkenntnis sofort zu fällen. 

Beilage B sind die bestrittenen [Objekte]. Auch hier wird das Kabinett in den 
meisten Fällen eine Entscheidung treffen können. 

Beilage 3 gibt eine Übersicht der Objekte nach der angenommenen 
Auseinandersetzung. 

Die Angelegenheit ist besonders dringlich, weil es zweckmäßig wäre, vor Eintreffen 
der Reparations-Kommission einen festen Rechtszustand zu schaffen. In der Entente-
Note ist gesagt, daß das kaiserliche Vermögen, soweit die österreichische Regierung 
[darüber] verfügt, als Pfand in Aussicht genommen ist. Wenn wir darüber verfügen, so 
ist nicht anzunehmen, daß aus der [...] auf den Fonds keine [...] erwächst. Es könnte 
nicht der Vorwurf der Pfandverschleppung erhoben werden. 

//[Am Rand]: Dringlichkeit, um Vermögensüberführung vor Eintreffen der 
Rep.[arations]-Kommission bewirken zu können.// 

Die Grundsätze, nach denen die Ausscheidung erfolgt, sind im Elaborat angeführt. 
Aufgrund des Gesetzestextes und der vorangehenden Kabinettsbeschlüsse ist der 
Gedanke durchzuführen, daß jenes Vermögen, welches für den Staat zu 
Verwaltungszwecken und für die Kunstpflege notwendig ist, ausgeschieden werden 
soll. Außerdem soll der Fonds nach seiner Natur ein werbendes Vermögen sein, das 
einer einfachen Verwaltung fähig ist, wo es sich nur darum handelt, Wertobjekte 
nutzbringend zu verwalten. 

Dadurch ist gegeben, daß Objekte, welche dem Prunk und der Repräsentation 
dienen, dem Fonds nicht zugehören können. Im Einzelnen läßt sich darüber streiten 
und [...] wir können nur dann zu Entscheidungen kommen, wenn [man] die Mittellinie 
zwischen den Interessen des Fonds und den Bedürfnissen der Staatsverwaltung sucht 
und zwischen den Interessen der einzelnen Staatsämter. 

//[Am Rand]: Grundsätze: werbendes Vermögen [dem] Fonds; Kunst, 
Voluptuar[besitz] und Prunk dem Staat.// 

Harpner: Es ist unmöglich, über die Unzahl von Gegenständen zu referieren. Ich muß mich 
auf die wichtigsten Punkte und die Grundzüge beschränken. Ich habe Bedenken gegen 
eine Reihe von Vorschlägen der Staatsämter. Ich betrachte mich nicht als Kaufmann, 
der trachtet, soviel als möglich zu bekommen. Mein Standpunkt ist, den Fonds 
lebensfähig zu machen, sonst wäre es besser, ihn gar nicht zu verwirklichen. Wenn den 
Ausscheidungsanträgen in der Gänze stattgegeben wird, müßte der 
Kriegsgeschädigtenfonds in Konkurs geraten. 

Zu dem Bericht der Staatskanzlei möchte ich folgendes sagen: Es heißt, daß sich 
die Kommission der Staatsämter als Grundsatz gestellt hat, die Güter mit [einem] 
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Reinertrag dem Fonds zu überlassen, [hingegen] Vol[uptuarbesitz] und Prunkobjekte 
auszuscheiden. Wenn die einzelnen Punkte angesehen werden, so kommt es auf die 
Frage an, was man V[oluptuarbesitz] und Prunkobjekte nennt. Viele waren früher das, 
aber die Frage ist, ob sie jetzt nicht zu anderen Zwecken verwendet werden können. So 
Hetzendorf: Das war ein Schloß, aber der Kriegsgeschädigtenfonds würde es 
nutzbringend verwerten durch Vermietung, Verkauf. Aber unter dem Titel eines 
bisherigen Voluptuars kann dem Fonds nicht alles weggenommen werden. Er muß in 
der Lage bleiben, gewisse Sachen in der Folge mit Zustimmung des Kuratoriums zu 
verwalten. Sonst kann er nicht aktiv sein. 

Punkt 2 des Berichtes schlägt vor, es soll ausgesprochen werden, daß aus dem 
hofärarischen oder fideikomissarischen Vermögen Gegenstände, welche als 
Kompensationsobjekte gelten, keine Gegenstände der Überlassung an den 
Kriegsgeschädigtenfonds bilden können. Es kann sich da doch nur um Sachen 
handeln, welche schon weggenommen wurden. 

[Punkt] III sagt: 'Forderungen des Hofärars oder ... sind als erloschen zu 
behandeln.' Man weiß aber nicht, ob nicht Gegenforderungen bestehen. Es müßte mit 
Forderungen des Fonds an den Staat kompensiert werden und [sie wären nur] soweit 
sie solche Gegenforderungen übersteigen, als erloschen zu betrachten. Dann habe ich 
nichts dagegen. Aber die Forderungen aufzuheben und die Gegenforderungen 
bestehen zu lassen, geht nicht an. 

Grimm: Der Grund [ist], daß die Hochschule für Bodenkultur gehört dem Hofärar. 
Harpner: Forderungen, denen Gegenforderungen von Seite des Staates gegenüberstehen, 

sind zu kompensieren und [nur] soweit sie [darüber] hinausgehen, als erloschen zu 
betrachten. Der Staat darf nicht seine Forderungen gegen den Fonds aufrecht 
erhalten. 

[Punkt] IV, Punkt a), Seite 5 unten: 'Objekte ... entzogen werden.' Auch dagegen 
habe ich praktisch nichts, aber nach dem Gesetz über den Fonds ist dafür gesorgt, daß 
der Fonds durch das Kuratorium, in dem die Staatsämter vertreten sind, die Interessen 
des Staates wahrt. Der Kriegsgeschädigtenfonds wird selbständig und das Kuratorium 
hat unter Mitwirkung des Staates Sorge zu tragen, daß die Verbindung bleibt. Dieser 
Satz müßte gestrichen werden. 

Punkt [IV] b): 'Der Fonds ist verpflichtet ... erhalten und ... machen.' Das macht in 
dieser Allgemeinheit jede Verwendung von Sachen unmöglich. Ich wende mich nicht 
dagegen und es ist das Interesse des Unterrichtsamtes, daß man dem Fonds die Pflicht 
auferlegt, künstlerische und historische Werte zu erhalten - aber sie der Besichtigung 
zugänglich zu machen? Oder es ist eine Sache, die verkauft werden soll - so macht das 
jede Verwertung unmöglich. Ich bitte, daran zu denken, daß im Kuratorium die 
Staatsämter vertreten sind und für das Staatsinteresse sorgen. Solche Grundsätze 
machen jede Verwaltung und Verwertung unmöglich. 

Dasselbe ist in Punkt [IV] d) der Fall: 'Unentgeltliche Weiterbelassung von 
Behörden.' Wenn ein solches Gebäude durch Verkauf verwertet werden soll und der 
Käufer muß die Behörde unentgeltlich belassen, so könnte man sagen, es muß für die 
anderweitige Unterbringung gesorgt werden. Aber in der Fassung ist die Bestimmung 
unmöglich. Durch eine entsprechende Fassung läßt sich das Staatsinteresse wahren, 
ohne daß eine Verwertung unmöglich gemacht wird. 

Punkt [IV] e): 'Soweit ... wird.' Ich weiß nicht, was das heißen soll. - Also es 
handelt sich um den Fuhrdienst bei den Theatern. 

Punkt [IV] f): 'Der Kriegsgeschädigtenfonds wird verpflichtet, einzu[...] ....' Hier 
gilt dasselbe, daß solange das Postamt darin ist, das Schloß nicht verwertet werden 
kann. Ich glaube nicht, daß es so gedacht ist, aber die Fassung macht jede 
Verwendung unmöglich. 
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//[Am Rand]: IV b) und d) und f) in der jetzigen Fassung zu weitgehend, weil er in 
seiner Allgemeinheit jede Verwertung unmöglich macht.// 

Seite 8, Punkt 5: 'Dem Kriegsgeschädigtenfonds die unentgeltliche ... einzuräumen.' 
Soweit es der Eigenbedarf der Staatsverwaltung zuläßt, könnte der Fonds aus den 
eigenen Räumen entfernt werden. 

Punkt 6: Wir haben uns in der Kommission dagegen gestellt, daß dem Fonds 
einseitig Verpflichtungen auferlegt werden und diese Verpflichtungen verbüchert 
werden. Ich halte das aus politischen [Gründen für] unmöglich. Zwischen Staat und 
Fonds ist auch kein solches Verhältnis, daß Verbücherungen notwendig wären. 

Zum allgemeinen Teil [ist zu sagen], was auch die Kommission schon gesagt hat. 
Das Staatsamt für Finanzen hat den Anspruch erhoben .... Das ist gegen das Gesetz, § 
12 des Gesetzes über den Kriegsgeschädigtenfonds spricht dagegen. Damit der Fonds 
eine juristische Person wird, ist er bezüglich seines Vermögens unabhängig. 

Reisch: Das Statut muß die Bestimmungen des Gesetzes enthalten. 
Harpner: Der Fonds wird eine eigene juristische Person, es ist nicht mehr Staatseigentum. 

Man wollte es aus dem Staatseigentum ausscheiden. 
Reisch: Es -. 
Harpner: Wir wehren uns dagegen, daß das, was dem Fonds bleibt, als Eigentum des Staates 

gebunden bleiben soll. 
Renner: Ich will zwei Lesungen machen. Die Anträge sind zweifacher Art: 

[1.)] Die Ausscheidung und Nicht-Ausscheidung der Objekte. 
2.) Die Anträge 1 - 6 [von] Harpner, welche die Detaildurchführung betreffen. 
Ich möchte über diese Dinge zunächst nicht verhandeln, ich möchte zunächst eine 

Debatte über die Ausscheidungsanträge selbst, damit die Bedenken bekannt werden. 
Wenn die Ausscheidungsanträge selbst durchgegangen sind, dann wollen wir uns - 
zurecht legen, in welchen die Verhältnisse bezüglich der Objekte zwischen Staat und 
Fonds gegliedert werden sollen. Auch sind die Detailbestimmungen erst dann von 
Interesse, [wenn wir wissen] wie die Sache eigentlich aussieht. Dabei werden die 
Fragen zu erörtern sein der kaufmännischen Bilanz und der Lebensfähigkeit des 
Fonds, wie das aussieht, was übrig bleibt. Erst dann kann in die zweite Frage 
eingegangen werden. 

//[Am Rand]: 1.) Verzeichnis der unbestrittenen Ausscheidungen. 
2.) Verzeichnis der bestrittenen Ausscheidungen. 
3.) Anträge der Kommission über die Modalitäten der Ausscheidung. 
Spezialdebatte über die Ausscheidungsanträge und erst nach der Klarstellung der 

Detailfragen Entscheidung über den Gesamtkomplex.// 
Fink: Ich habe mir den Akt durchgesehen und habe vermißt darin, daß irgendein Antrag von 

Seite des Präsidiums des Kriegsgeschädigtenfonds oder von Seite des Staatsamtes 
gestellt wird. Es sind nur Berichte und Anträge der Kommission. 

Harpner: Es waren Vertreter der Staatsämter, Beck und ich [in der Kommission]. 
Fink: Der Kommission ist ein Auftrag zugekommen, [zu beraten, a)] ob und welche Güter 

nach § 2 auszuscheiden wären, dann b) Vorschläge über die Umstände der 
Ausscheidung zu machen. Das war die Aufgabe der Kommission. 

Die Kommission hat nun in drei Abteilungen die Sache behandelt und hat dann, 
was Harpner vorgebracht hat, Anträge gestellt. Aber ein Antrag des Präsidiums des 
Fonds oder der Staatskanzlei liegt nicht vor. Dagegen aber hat heute Harpner selbst 
einen großen Teil der Anträge bekämpft, hat gesagt, er weiß nicht, was man damit 
will. Ich weiß das noch weniger, wenn keine Anträge vorliegen. Der große Akt ist für 
die Beratung im Kabinettsrat nicht geeignet, es müßten konkrete Anträge vorliegen, es 
müßte vorbereitet sein. 

Mit Rücksicht auf die Erklärung bei der Kommissions-Sitzung, daß man in der 
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Demission keine politisch wichtige Sache macht, glaube ich, daß man das nicht 
machen kann. 

Dagegen hätten wir gegen die [Ausscheidung der] Museen keine Einwendung. 
Schon mit Rücksicht darauf, daß das Komitee zu Punkt b) über die Verteilung der 
Lasten, die Anstellung der Angestellten sich nicht äußert, glaube ich, daß wir darüber 
nichts machen können. Ich glaube, wir können heute nur den Antrag Glöckel 
behandeln. 

Reisch: [Die Frage], ob sich das Kabinett mit der - [die] Frage behandeln soll, stelle ich 
anheim. Aber nachdem sich die Kommission nicht einigen konnte, bleibt zur 
Entscheidung der Streitfälle nur das Kabinett. Es liegen ja Anträge der Staatsämter 
vor und [ob] der Kriegsgeschädigtenfonds entspricht - der Kabinettsrat hat zu 
entscheiden. 

Renner: Wir haben im Kabinett beraten, wie wir das Gesetz über den Fonds durchführen 
wollen und uns geeinigt, daß wir das im Plenum nicht behandeln können und alle 
beteiligten Kreise hören müssen, um die auszuscheidenden und zu belassenden 
Gegenstände festzustellen. Nun war es klar, daß wir statt des Kabinettsrates zur 
Beratung als Vorarbeiter eine zwischenstaatsamtliche Kommission einsetzten, in der 
alle Staatsämter vertreten waren, um ihre Vorschläge geltend zu machen und auf der 
anderen Seite das Hofärar und das fideikomissarische Vermögen. Das waren die 
beiden Teile, welche [sich] ihre Anträge gegenseitig entgegengehalten haben. Die 
Staatsämter haben soviel als möglich verlangt und die beiden Verwaltungen haben 
soviel als möglich abgelehnt. Somit ist formal alles im kontradiktorischen Verfahren 
vorerörtert worden. 

Aufgrund dieses Verfahrens hat der Vertreter der Staatskanzlei nach dem Ergebnis 
der Beratungen Anträge formuliert, welche nun vorliegen: Ausscheidungsanträge 
sowohl aus auch die unter b) formulierten Anträge über die Bedingungen der 
Übergabe. Die Kommission konnte sich nicht über alle Punkte einigen, daher wird der 
Akt vorgelegt. Sie legt vor die unbestrittenen Fälle, dann die bestrittenen 
Ausscheidungen und unter den Anträgen 1 - 6 die Modalitäten der Übergabe und 
Übernahme. 

//[Am Rand]: Vor der Kommission fand ein kontradiktorisches Verfahren zwischen 
den Staatsämtern und den Verwaltungen des hofärarischen und des 
familienfideikommissarischen Besitzes statt. Über die dabei erzielten 
einvernehmlichen Anträge und die offen gebliebenen Punkte hat nun der Kabinettsrat 
zu entscheiden.// 

Wenn diese Dinge beschlossen sind, wird der Kabinettsbeschluß als Dekret 
hinausgegeben, durch welches das Ausscheidungs[vermögen] und die 
Vermögenschaften des Kriegsgeschädigtenfonds derart festgesetzt [werden], daß der 
Fonds konstituiert wird. 

Ich hatte den Modus vorgeschlagen, wir sollen die Sache jetzt behandeln wie die 
zweite Lesung. Wir lesen es im einzelnen und werden uns dann entschließen: So wird 
das Dekret gefaßt und so wird die Konstituierung erfolgen. Die Objekte werden 
übergeben und übernommen und die hofärarische und die fideikommissarische 
Verwaltung werden aufgelöst und an ihre Stelle tritt die Verwaltung des 
Kriegsgeschädigtenfonds. Das ist eine absolut unpolitische und rein administrative 
Angelegenheit. Es ist die Beendigung einer unmöglichen Administration und die 
Einrichtung einer Verwaltung. 

Ich möchte vorschlagen - die Herren können noch immer bei der dritten Lesung 
Vorbehalte machen - aber wir müssen es einmal lesen, weil die Kommission nicht 
weiß, was sie tun soll. Den erhaltenen Auftrag hat sie ausgeführt und sie muß einen 
neuen bekommen. Ich wüßte nicht, welche politischen Interessen damit verbunden sein 
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können. Ich schlage vor, in die zweite Lesung einzugehen und die dritte vorzubehalten. 
Wir müssen der Kommission eine Antwort geben, eine Rückverweisung allein ist nicht 
möglich. 

Eldersch: Über den Einspruch Finks sehe ich nicht ein, was die zweite Lesung für einen 
Zweck haben soll, wenn die dritte Lesung andere Herren zu fällen haben werden. Wir 
können die unbestrittenen Punkte erledigen. 

Fink: Meine Ausführungen haben sich nur auf den Akt als solchen Bezogen. Ich meinte, er 
wäre nicht reif, ihn im Kabinett zu entscheiden. Es müßten konkrete Anträge gestellt 
werden und eine Kabinettskonferenz eingesetzt werden. 

Aber politisch ist die Sache deswegen, weil wir bei dem Gesetz vom Dezember 
gesagt haben, daß das Erträgnis des Fonds den Kriegsgeschädigten zukommen soll 
über das [hinaus], was ihnen gesetzlich gebührt. Das macht es nach meiner Meinung 
politisch. Wir hatten das Bestreben, möglichst wenig dem Staat zu lassen und anderen 
zu geben - hier, [es] möglichst nicht dem Staat als Eigentum zu lassen, sondern den 
Fonds als - [zum] Eigentümer zu machen und dem Staat nur das Ausscheidungsrecht 
zu geben. Dabei wurde nicht gesagt, daß das zu verwenden ist für die Auslagen des 
Staates an die Kriegsgeschädigten, sondern es soll ein Mehr für diese sein und 
dadurch kann es hochpolitisch sein. 

Darum glaube ich nicht, daß wir nicht - in der Verfassung sind, es zu behandeln. 
Das muß ein endgültiges Kabinett tun. 

Renner: Ich kann also der Kommission keinen Auftrag geben. 
Es liegt noch kein Antrag vor [in] dem Akt über die Behandlung der Angestellten. 

Durch die Verschmelzung in den Kriegsgeschädigtenfonds kann diese Zahl 
eingeschränkt werden und dann muß ein Teil der Beamten zu Lasten jener Staatsämter 
übernommen werden, welche die Güter bekommen. 

Harpner: Als Vorbedingung der Übernahme wurde die Ausscheidung aufgestellt. Ich meine, 
daß man beide Vorschläge gemeinsam machen soll, weil man doch auch wissen muß, 
wie sich die Gesamtlasten verteilen. Ich könnte der Kommission nicht befehlen. 

Renner: Die Personalaufteilung hängt ab von der Sachaufteilung. Die letztere muß 
vorangehen. Wenn der ganze andere Akt zu Ende durchberaten werden soll, muß man 
sich klar werden, wie man die Vermögenschaften aufteilt. Dann kann man der 
Kommission den Auftrag geben, die einzelnen Durchführungen zu studieren. Die 
Kommission braucht eine Entscheidung, was ausgeschieden wird, damit über das 
Personal verfügt werden kann. 

Ich mache nur aufmerksam auf die Gefahren, welche die Verzögerung hat. Es ist 
die Gefahr, daß bei einem Aufschub umso leichter der Zugriff der fremden Mächte 
[erfolgen kann] und die Gefahr, daß wir zu keiner geordneten Verwaltung kommen, 
als die Dinge ungeklärt bleiben. Es ist ein offenes Geheimnis, daß viel Dinge schlecht 
verwaltet werden, die gut verwaltet werden könnten. Wir erleiden täglich Schäden. Ich 
möchte für meine Person jede Verantwortung für diesen Schaden ablehnen. 

Harpner: Man ist in jedem vernünftigen Abbau des Vermögens behindert, solange nicht beide 
Vermögen in einer Hand sind. Ich habe abgebaut soviel ich kann. Die hofärarische 
Verwaltung dagegen behält ihr Personal bei. Dort gibt es zahlreiche Beamte, die 
längst überflüssig sind. Auch die oberste Hofverwaltung ist überflüssig. Ich habe 
versucht, um den Staat vor Schaden zu bewahren, daß ich einvernehmlich mit Beck - 
[daß] die hofärarische Verwaltung nichts mehr erledigt ohne meine Zustimmung und 
[ich] habe dadurch Gelegenheit, auf die hofärarische Verwaltung Einfluß zu nehmen. 
Der Kabinettsrat sollte wenigstens soweit gehen, daß ich bevollmächtigt werde, 
Pensionierungen auch bezüglich der hofärarischen Verwaltung vorzunehmen. So 
könnte wenigstens der Abbau eingeleitet werden. 

Renner: Wir werden trachten, die Sache bis zur nächsten Sitzung soweit zu klären, daß es 



193 - 1920 - 06 - 18 

37 
 

entschieden werden kann. 
 
 
3. 
Zerdik: Das Technische Museum ist die Gründung eines Vereins. Durch die Steigerung der 

Sacherfordernisse und der Löhne ist die Situation derart geworden, daß ohne 
Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln das Museum nicht weitergeführt werden könnte. 
Daher mußten bereits im Vorjahr Staat und Gemeinde Zuschüsse leisten. 

Das K.[uratorium] ist nun herangetreten an den Staat [mit dem Ersuchen] um 
Verstaatlichung, wobei die Gemeinde Wien einen fixen Betrag zur Deckung der 
Sacherfordernisse zu leisten hätte und die Widmung des Grundes für das Gebäude an 
den Staat zu überlassen hätte. 

Das Erfordernis beträgt 1,796 M[illionen Kronen] und die Gemeinde Wien hat in 
der Sitzung vom 8. Juni nur 350.000 Kronen Beitrag geleistet. [Es] ist die Frage, ob 
die Verstaatlichung durchgeführt werden soll ... 

Reisch: Wir befinden uns in einer Zwangslage, auch die Sperrung des Museums würde nicht 
nützen. 

Genehmigt. 
 
 
4. 
Deutsch: [Am] 24. März hat der Kabinettsrat beschlossen, daß das Heeresamt die 

organischen Bestimmungen selbst zu treffen hat. 
//[Am Rand]: Staatssekretär Dr. Deutsch unterbreitet dem Kabinettsrate eine 

Anzahl von Entwürfen für Erlässe, welche die Zusammensetzung der verschiedenen 
Teile des neuen Heeres regeln sollen. Die Erlässe betreffen: <1. - [...]>// 

Renner: In der militärischen Rechtsterminologie unterscheidet man die gesetzlichen 
Bestimmungen der Wehr[vor]schriften, dann die organischen Bestimmungen für die 
Organisation der Truppe und der Anstalten, dann die Dienstvorschriften für das 
Verhalten der Personen und die einzelnen Erlässe. Daß die organischen 
Bestimmungen dem Kabinettsrat unterliegen, ist ein unhaltbarer Zustand. 

Fink: Soweit ich die Vorlage durchgesehen habe, finde ich nichts, wo es im Gesetz steht, daß 
die Staatsregierung etwas machen soll. Es handelt sich nur um die Einteilung, es 
handelt sich nicht um den § 9, Absatz 2. Das, was die Staatsregierung zu machen hat, 
muß in den Kabinett[srat] kommen. Wenn der Staatssekretär es machen kann und [es] 
ihm durch Vollzugsklausel übertragen ist, gehört [es] dem Staatssekretär. Sobald die 
Herren sehen, daß es nicht eine Sache ist, welche der Staatsregierung [vorbehalten] 
ist und ich halte sie dafür, so braucht es im Kabinett nicht behandelt zu werden. 

Renner: In der Bestimmung des Wehrgesetzes ist zwischen 'Staatsregierung' und 
'Staatssekretär' im einzelnen unterschieden und es ist kein Zweifel, daß auf diesen 
Punkt die Interpretation Finks zutrifft. Aber im allgemeinen unserer Gesetzgebung 
steht es so, daß im Gesetz 'Staatsregierung' steht und dabei gemeint ist, daß der 
einzelne Staatssekretär namens der Staatsregierung handelt, während sonst der 
Ausdruck 'Gesamtregierung' angewendet wurde. Dieser Terminus ist in einem Gesetz 
verfehlt. Sonst handelt der Staatssekretär für die Staatsregierung. Es ist gemeint, daß 
der Staatssekretär es machen soll. 

Die Auffassung hier ist einheitlich, der Kabinettsrat - [Gegenstand] beschäftigt den 
Kabinettsrat nicht, weil der Staatssekretär ermächtigt ist, die organischen 
Bestimmungen für .... im eigenen Wirkungskreis zu erlassen. 
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5. 
Eldersch: Gemeindeteilung. Die Stimmung ist im Landtag die, daß trotz des Einspruches das 

Gesetz wiederholt werden soll. 
Um das zu vermeiden, wäre ich dafür, daß man keinen Konflikt hervorbeschwören 

soll. Ich würde bitten, daß der Einspruch zurückgezogen wird, aber unter Wahrung 
des grundsätzlichen Standpunktes, daß die Schaffung solcher Kleingemeinden ein 
verwaltungstechnisches Unding ist. 

 
 
6. 
Eldersch: Freigabe der den internierten Kommunisten abgenommenen Barbeträge und 

Wertsachen. 
Bei den Internierten sind Barbeträge abgenommen worden. Der Kabinettsrat hat 

beschlossen, daß daraus die Internierungskosten bestritten werden sollen. Dieser 
Beschluß ist rechtlich sehr anfechtbar, denn wie der eine Internierte dazu kommt, daß 
er für die Unterhaltskosten des anderen aufkommen soll, ist fraglich. Aber es wurde so 
gehandhabt. 

Nun gibt es Vermögensbestände, welche das Heiratsgut der Frauen gebildet haben. 
Diese waren nur kurze Zeit interniert, sie sind jetzt frei. Sie wollen das Geld haben, 
das Staatsamt für Finanzen erhebt aber wegen des Kabinettsbeschlusses dagegen 
Einspruch. Man kann die Internierung des Bettelheim und des Kun, welche nicht von 
Ungarn gekommen sind, nicht diesen Leuten anlasten. 

//[Am Rand]: Das Staatsamt für Finanzen legt diesen Beschluß nun derart aus, daß 
die den Internierten anläßlich ihres Grenzübertritts abgenommenen Beträge zur 
Deckung der Auslagen für alle Internierten, also auch jener zu verwenden seien, die 
kein Geld bei sich hatten, oder deren Depot bereits erschöpft sei. Die Richtigkeit 
dieses Standpunktes sei sehr zweifelhaft, weil danach die ungarischen Kommunisten 
[...] sogar für die Internierungskosten Halters aufzukommen hätten, der ganz 
unabhängig von ihnen in Verwahrung gehalten wird.// 

Ich bitte, daß dieser Beschluß korrigiert wird, denn wird er gerichtlich 
angefochten, so würden wir sachfällig. Wir haben die Barbeträge zum Unterhalt 
herangezogen, aber ich glaube nicht, daß man nicht - Vermögen konfiszieren kann, die 
Leuten gehören, welche sich schon lange nicht mehr in der Internierung befinden. 

Angenommen. 
 
 
7. 
Loewenfeld-Ruß: [Ich erhielt ein] Ch[iffre]-Telegramm aus Belgrad, abgesandt vor der 

Absendung der Instruktionen, [es] weicht ab von den Instruktionen. 
[Ich] bitte, mir das Vertrauen zu schenken, daß ich den telegraphischen Verkehr im 

Sinne der Kabinettsratsbeschlüsse fortsetze. Eine Angelegenheit wird etwas anders 
behandelt, es betrifft aber nicht -. 

[Beschluß]: Ermächtigung, in der Durchführung des Kabinettsbeschlusses vom Dienstag in 
Wahrung der Intention des Kabinetts im einzelnen von den Instruktionen abzugehen, 
aber im einzelnen den Kabinettsrat zu verständigen. 

 
 
8. 
Loewenfeld-Ruß: Getreideübernahme. 

Ich befinde mich in Schwierigkeiten beim Getreideübernahmsgesetz. Voriges Jahr 
konnte ich vor der Annahme des Gesetzes bereits Weisungen hinausgeben, weil die 
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Berechnung der Kontingente wochenlang dauert und das Gesetz schlecht durchgeführt 
wird. Nun ist es so, daß wenn das Gesetz [nicht beschlossen wird] - und in allen 
Ländern sind diese Gesetzes schon angenommen - so kommen wir in die Lage, daß das 
Gesetz in seiner Durchführung [eine] schwere Durchführung - [Beeinträchtigung] 
erleidet. Das Gesetz kann während der Krise nicht verhandelt werden. Ich bitte die 
Vertreter der Parteien zu erwägen, ob man es nicht am Dienstag auf die 
Tagesordnung setzen kann. 

In den letzten Tagen hat eine Agitation gegen das Gesetz eingesetzt, welche mir 
schon an die persönliche Ehre geht - von Meinl. [In] ein[em] Flugblatt an die 
agrarischen Abgeordneten werde ich als Lügner bezeichnet, weil ich gesagt hätte, die 
Reparationskommission verlange die staatliche Bewirtschaftung. Ich habe nur gesagt, 
daß die Reparationskommission, wenn sie uns Mehl geben, voraussetzen, daß wir die 
Ernte nicht in die Hände der Reichen nur geben können, sondern sie in irgendeiner 
Form in die Hand bekommen müssen. Außerdem hat Meinl einen Vortrag in einer 
Bauernversammlung gehalten, in dem er mich angriff. Ich kann nicht zuschauen, ich 
kann ihn nur im Parlament zurückweisen, aber ich fürchte, daß die Agitation böse 
Früchte tragen [wird]. Ich möchte zur Erwägung geben, ob dieser Zustand erträglich 
ist. 

Tatsache ist, daß die Verzögerung in der Erledigung des Gesetzes für die 
Durchführung Gefahren mit sich bringt. Es könnte dieses wirtschaftliche Gesetz 
vielleicht doch durchgehen. Der Ernährungsausschuß hat die Ernährungsvorlage so 
geändert, daß ich zustimmen würde. 

Renner: Ich bitte, [daß] zwei Herren des Kabinetts mit ihren Klubs zu sprechen. Bei der 
letzten Klubverhandlung war der Gegenstand auf der Tagesordnung. Der Preis von 
1.000 Kronen könnte nur gegeben werden gegen die Sicherheit, wenn man die 
Wirtschaft tatsächlich in der Hand hat und das Getreide voll erfaßt wird. 

Loewenfeld-Ruß: Der Preis ist bereis mit den Ländern vereinbart und die Landwirte kennen 
alle den Preis. 

Eldersch: Der Preis wurde vereinbart unter Voraussetzungen, welche jetzt nicht zutreffen. 
Loewenfeld-Ruß: Der Preis ist [heraus]gegriffen ohne Rücksicht auf die sonstigen 

Bestimmungen des Gesetzes, er war frührer fertig als die sonstigen Bestimmungen des 
Gesetzes. Ich finde ihn nicht übermäßig hoch, er hat natürlich auch seine Bedenken. In 
Deutschland ist er niedriger, aber dort haben sie noch eine gute Verwaltung. 

Eldersch: Ich fürchte, wir bekommen das Getreide um diesen Preis auch nicht. Wenn in der 
Bewirtschaftung solche Lücken bleiben, wie sie gewünscht werden, dann ist es 
überhaupt vorbei. 

Stöckler: Ich glaube, daß die Gegensätze ganz unnütz aufgebauscht wurden und die Äußerung 
der Frau Freundlich hat die Sache sehr verschärft. Die Bestimmung, welche der 
Ausschuß beschlossen hat, ist nur eine theoretische. Es kann niemand kontrollieren, 
ob das Landeskontingent aufgebracht wird. Wenn die große Öffentlichkeit der 
Konsumenten immer so informiert wird, daß der Getreidepreis von 1.000 Kronen 
unerhört sind - [ist], so geht das nicht. 

Die Arbeiter verlangen 20 Kilogramm Mehl, das 10. Mandel. Wenn ein Druschtag 
6.000 Kronen kostet, 1 Kilogramm Superphosphat [zum Preis] von 750 Kronen 
[verkauft wird], so sind andere Getreidepreise doch nicht möglich. Das Getreide 
kostet ihn mehr. Die Sätze sind derart hoch, daß ich staune, wie die Ernte 
hereingebracht werden kann. Wir bekommen keine Saisonarbeiter und die Arbeiter 
verlangen die unerhörtesten Deputate. Den Meinl sollte man wegen seiner Hetzreden 
einsperren. 

Deutsch: -. 
Renner: Eldersch und Stöckler sollen mit ihren Klubs reden, um ein gemeinsames Vorgehen 
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zu vereinbaren. 
Deutsch: Wir würdigen die schwere Lage der Landwirtschaft und gingen auf einen Ausgleich 

gern ein, aber wir können jetzt nichts erklären, sondern müssen es den Parteien 
überlassen. 

 
 
9. 
Reisch: Kalisalze. 
Ellenbogen: Von meinem Standpunkt wäre mit Rücksicht darauf, daß in Deutschland das Kali 

einer staatlichen Ingerenz unterzogen ist, die man eine weitgehende Sozialisierung 
nennen muß, geboten gewesen, das Prinzip der Sozialisierung anzuwenden. 

Aber da [es sich] vorläufig nur um eine Hoffnung handelt, daß also die [...] 
Sicherstellung noch nicht da ist und bloß Versuche mit der Wünschelrute vorliegen; 
dann da wir die Gefangenen in dem Sinn sind, daß uns die Fundstätte nur dann 
bekannt gegeben wird, wenn wir einer Form des Vertrages zustimmen, welche den 
anderen genehm ist und wir keine Risken und keine Investitionen machen können und 
es sich schließlich nur um einen Teil des Vorkommens handelt, habe ich nicht darauf 
bestanden, daß schon jetzt die Sache sozialisierend behandelt wird. 

Bis zum Ausbau des ersten Grubenfeldes, dessen Abbau zehn Jahre dauert, wird 
der Anschluß von Deutschland solche Form angenommen haben, daß wir unter die 
Kali-Monopolisierung kommen. 

[Beschluß]: Die Konzessionserteilung wird genehmigt. 
 
 
10. 
Glöckel: Unter den Vermögenschaften, welche die Kommission zur Ausscheidung beantragt -. 

Es sollen nur jene Beamten übernommen werden, welche wir brauchen und die den 
Bedingungen entsprechen. 

Mayr: Die Am[b]raser Sammlung wird vom Land Tirol als Eigentum in Anspruch genommen. 
Diesen Standpunkt bringt eine Interp[ellation] Abram zum Ausdruck. Die 
Forderungen wurden zurückgestellt, ich bitte nur, daß im Kabinettsprotokoll festgelegt 
wird, daß der Anspruch des Landes Tirol auf die Sammlung geltend gemacht wird. 

//[Am Rand]: Staatssekretär Dr. Mayr wünscht die ausdrückliche protokollarische 
Feststellung, daß ungeachtet des Übergangs der vorbezeichneten Institute in die 
Verwaltung des Unterrichtsamtes, der Anspruch des Landes Tirol auf die Herausgabe 
der seit dem Jahr 1806 dem Hofmuseum einverleibten Ambraser Sammlung 
unverändert bestehen bleibt.// 

Glöckel: Ich kann nicht zustimmen und nicht ablehnen. Ich fürchte aber daraus ein schweres 
Präjudiz. 

Mayr: Die Archive des Oberstkämmereramtes. Ich wurde ersucht, darauf hinzuweisen, daß 
die Archive einen reichen politischen und diplomatischen Inhalt haben und daß von 
Seite der Fachleute schwere Bedenken obwalten würden, daß auch diese ohne 
weiteres an das Unterrichtsamt übergehen. Es wurde auch berichtet, daß die 
Gegenstände unfachmännisch behandelt wurden [und] nächste Woche der 
Abtransport stattfinden soll. 

Ich möchte aufmerksam machen, daß diese Archive zur Aufbewahrung dem 
Staatsarchiv zugewiesen werden mögen bis zur endgültigen Regelung des 
Archivwesens. Ich erhebe nur Einspruch gegen die endgültige Zuweisung an das 
Unterrichtsamt. 

Glöckel: Die Verwaltung ist mir bisher nicht unterstanden. Ich kann mich dazu nicht äußern 
und weiß nicht, ob das Archiv ausgeschieden werden kann. 
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Mayr: [Ich] beantrag die Zuweisung wegen des Inhalts wie beim Hofkammerarchiv an das 
Staatsarchiv. 

Renner: Ich meine, daß wir den Beschluß so fassen sollen: Vorbehaltlich der endgültigen 
Zuweisung des Archives des Oberstkämmererarchives - [-amtes]. 

Miklas: Das Ganze wird ins Unterrichtseigentum übernommen vorbehaltlich einer 
Beschlußfassung über die endgültige Zuteilung der Archivbestände - vorbehaltlich der 
endgültigen Beschlußfassung über die endgültige Zuteilung der Archivbestände des 
Oberstkämmererarchives - [-amtes]. 

 
 
11. 
Wilfling: Forderungen der Beamten mit Hochschulbildung im öffentlichen Dienste. 

Punkt 1 ist nur dasjenige, was die Postbeamten schon im Vorjahr bekommen haben. 
Mayr: Angesichts der Demission ist es schwer zu machen. Ich muß aber anerkennen, daß es 

sich um die Gutmachung eines Unrechtes handelt. Ich würde die Entscheidung vom 
Kostenpunkt abhängig machen. 

Reisch: Die Berechnung aufzustellen ist sehr schwer, weil kein Überblick besteht wieviele 
Beamte den Voraussetzungen entsprechen. 

Eisler: Von Seite des Staatsamtes für Justiz werden Veränderungen beantragt, weil nach 
seiner Auffassung für die richterlichen und staatsanwaltschaftlichen Beamten andere 
Voraussetzungen bestehen wegen ihrer Stellung im Verwaltungsdienst. Es müßten für 
sie eine Reihe von Sonderbestimmungen getroffen werden. 

Es handelt sich um eine generelle Regelung von Ansprüchen einer Gruppe von 
Beamten. Darüber kann wohl nicht entschieden werden ohne sich darüber mit den 
Klubs in Fühlung gesetzt zu haben. Es müßte festgestellt werden, ob es der Auffassung 
der Klubs entspricht, daß die Regierungsmitglieder aus der Partei dieser Vorlage ihre 
Zustimmung geben. 

Eldersch: Das Staatsamt für Justiz hat eine Reihe von Wünschen. Eine Beratung in den 
Staatsämtern ist nicht erfolgt und das Staatsamt für Finanzen will sie mit seinen 
Vorschlägen erledigen. Es müssen doch ihre Rückwirkungen geprüft werden. Die 
Angelegenheit ist abgesehen von allem anderen für eine Schlußfassung nicht reif. 
Über die Details sich im Kabinett auseinanderzusetzen, welche das Kabinett wünscht, 
ist nicht möglich. 

Reisch: Es liegt nichts anderes vor wie, daß man sich auf die Mindestforderungen einigte. Die 
Beamten verlangen bis Ende Juni Bescheid. Die Forderungen haben einen Anschein 
von Begründung. Ebenso ist es begründet, [daß man] den Angehörigen der VII. und 
VI. Rangsklasse, welche bisher bei allen Begünstigungen leer ausgegangen sind, etwas 
zuwendet. 

Mayr: Gegen eine generelle Regelung wäre ich nicht unter den Voraussetzungen, die Reisch 
erklärt hat; daß keine übermäßige Mehrbelastung stattfindet und tatsächlich ein 
gewisses Unrecht gutgemacht wird. Die Sonderwünsche einzelner Ressorts könnten 
wir heute wohl nicht behandeln. 

Renner: [Eine] Kabinettskonferenz aus [Vertretern der Staatsämter für] Finanzen und Justiz 
und soll dem Kabinettsrat [einen] Antrag stellen. Es kann eventuell auch im Wege der 
Umfrage beschlossen werden. 

Reisch: Ich möchte warnen, die Frage von Beamtenlöhnungen in den Klubs zu behandeln. Es 
ist nicht [eine] organisatorische, sondern eine Personalzulagen-Angelegenheit. 

Renner: Finanzen und Justiz werden sich ins Einvernehmen setzen und Eisler und Mayr 
werden mit den Klubs Fühlung nehmen. Eventuell kann die Entscheidung, wenn die 
Herren einig sind - kann der Kabinettsbeschluß im Wege einer Umfrage ergänzt 
werden. 
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12. 
Reisch: Morgen ist [eine] Sitzung der paritätischen Lohnkommission, um die 

Regierungsentscheidung über einige Punkte, die in der letzten paritätischen 
Lohnkommission beraten wurden, entgegen zu nehmen. 

Es sind einige Streitpunkte aufgetaucht, in der - [indem] die Lohnkommission und 
die Beamtenorganisationen beschlossen haben, nicht die siebenstündige Arbeitszeit 
anzunehmen, nicht zufrieden sind mit der Regelung der Urlaubsfrage und eine andere 
Überstundenbezahlung wollen. 

Die siebenstündige Arbeitszeit ist im Gesetz aus[ge]sprochen und kann nicht 
geändert werden. Die Urlaubsfrage wurde [insofern] günstig entschieden, daß die 
üblichen Urlaube gewährt werden und in besonderen Fällen darüber hinausgegangen 
werden darf. Und die Überstundenentlohnung - durch Kabinettsbeschluß verdoppelt 
wurde. 

Die Lohnkommission hat sich mit dieser Entscheidung nicht zufrieden gegeben und 
beschlossen: sechs Stunden, generelle Verlängerung der Urlaube und [Entlohnung] 
der Überstunden ermittelt mit der Quote, welche auf die Stunden entfällt + 50 % 
Zuschlag. 

Diese Forderungen können nicht erfüllt werden. Ich glaube, daß [man] der 
Lohnkommission schriftlich die Entscheidung des Kabinettsrates mitteilt. Ich gehe 
nicht mehr in die Lohnkommission, weil ich keine Lust habe, mich dort beschimpfen zu 
lassen. 

Ich beantrage daher folgendes Schreiben an Tomschik. 
Renner: Abordnungen der verschieden Gruppen haben mir diese Wünsche vorgetragen. Ich 

habe ein Eingehen abgelehnt wegen der Demission. Ich glaube, die morgige Sitzung 
der Lohnkommission wird sich ohne weiteres vertagen. 

Fink: Ich bin einverstanden, wenn man mit der Begründung darüber hinwegkommt. Aber ich 
frage, ob es zweckmäßig [ist], zu sagen 'die Einführung der siebenstündigen 
Arbeitszeit'. Es hat geheißen, daß jene, welche mehr haben, die sieben Stunden 
behalten. Sechs Stunden haben sich die Beamten selbst genommen. Es müßte heißen 
'das Festhalten an einer mindestens siebenstündigen Arbeitszeit'. 

Deutsch: Wir können dem Brief nicht zustimmen und können nicht meritorisch entscheiden. 
Ich beantrage [eine] kurze Antwort. Wir teilen mit, daß die Regierung nicht in der 
Lage ist, zu so weittragenden Beschlüssen Stellung zu nehmen. Wir würden empfehlen, 
die Sitzung, an der die Regierung teilnehmen könnte, bis zur Bildung einer endgültigen 
Regierung zu vertagen. 

Wilfling: Die Herren haben erklärt, daß ihnen ihre Stellung in der Kommission nicht paßt. 
Man will wissen, ob die Regierung sie beseitigen will. 

 
 
13. 
Wilfling: Neue Forderungen des Telegraphenpersonals der Union bezüglich Beförderung und 

Zulagen, die befristet sind. 
[Beschluß]: Denselben Standpunkt einnehmen. 
 
 
14. 
Ellenbogen: Die [sozialdemokratische] Partei lehnt die Zuweisung der begünstigten Quote 

mit acht Waggons an - [ab] wegen der Annahme, daß der Grund für den 
Zeitungsbeirat war, daß die Herren zweifellos ihre Auflagen nicht bekannt geben 
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wollen und kein Anlaß da sei, dem Wunsch zu entsprechen. 
Die Partei stimmt der Erhöhung der Preisbegünstigung von 6 auf 9 Kronen zu. Es 

soll [aber] bei dem Beschluß des Kabinetts von früher bleiben, daß [es] auf der 
Grundlage von acht Seiten gemacht wird. 

Miklas: Ich bedauere, daß eine Konkordanz nicht vorliegt. Unsere Partei hat sich mit der 
Sache befaßt und hätte den Anträgen Ellenbogens voll zugestimmt. [...] sind eine 
Reihe von Argumenten auch gegen den jetzt vorgetragenen Vorschlag vorgebracht 
worden ohne, daß darüber ein konkreter ablehnender Beschluß gefaßt worden wäre. 

Es wurde auch sonstige Wünsche vorgebracht, die mit der Sache zusammenhängen. 
Man hat bitter vermerkt, daß die Zuschüsse des Staates seitens des Staatsamtes für 
Finanzen an die Zeitungen nicht ausgezahlt werden; daß die Zeitungen 100.000 
[Kronen] Verzugszinsen zu zahlen haben während die Regierung für den auf sie 
entfallenden Betrag der Papierindustrie zu haften hätte. Auch der gegenwärtige 
Modus ist eine ungeheure Belastung der Zeitung gegenüber dem, was ihnen durch den 
Beschluß das Kabinett zugedacht wäre - [hätte]. 

Die Regierung möge die Haftung für jene Beträge übernehmen, welche sie als 
Zuschuß zum Papierpreis zugesagt hat. Die Zeitungen verlangen, daß die 
zugesicherten Beträge auch tatsächlich und ehestens immer flüssig gemacht werden. 
Es möge überhaupt eine offizielle Verständigung über die zugedachten 
Begünstigungen an die Zeitungen und an den Papierfabriksverband erfolgen, damit im 
Verhältnis zwischen den Zeitungen und dem Verband eben die Regierung als Garant 
stünde für die von ihr zugebilligte Summe. 

//[Am Rand]: Beschwerden: 1.) Staatszuschüsse werden an die Zeitungen nicht 
rechtzeitig überwiesen, so daß sie vom Papierfabriksverband für die offen gebliebenen 
Rechnungen mit Beträgen, die in die Hunderttausende gehen, mit Verzugszinsen 
belastet werden. Richtig wäre es, daß der Staat für den [...] entfallenden Teil der 
Papierkosten dem P.F.V. [Papierfabriksverband] unmittelbar hafte.// 

Es hat sich auch die Provinzpresse aller Parteien gemeldet. Sie fühlt sich gedrückt, 
daß man nur die großen Tageszeitungen der Wiener berücksichtigt, die Provinzblätter 
aber nichts ausgezahlt bekommen von dem, was ihnen gebührt. 

Die übrigen Provinzzeitungen auf Flachdruckpapier bitten, daß auch für sie eine 
ähnliche Aktion eingeleitet wird wie für die Zeitungen auf Rotationsdruckpapier. 

Grimm: Die Vorschüsse sind ohne Verrechnung ausgezahlt worden. 
Zerdik: Es ist ein Fehler des Abrechnungssystems. In der Sitzung des Hauptausschusses, der 

sich mit der Frage befaßte, wurde betont, daß die Provinzzeitungen in der 
Begünstigung inbegriffen sind. Auch sie bekommen den Zuschuß. 

Es ist eine Ungerechtigkeit, daß die Flachdruckzeitungen schlechter behandelt 
werden als die Rotations[druck]zeitungen. Ich brauchte die Ermächtigung zur Vorlage 
eines konkreten Antrages. 

Renner: Angesichts des Umstandes, daß keine Änderung vorliegt, können wir nichts machen, 
als den alten Zustand aus[zu]dehnen. 

Fink: Bezüglich der Verbilligung des Flachdruckpapiers beantrage ich, daß das Staatsamt für 
Handel aufgefordert wird, dem Kabinettsrat einen Antrag zu stellen, daß auch dafür 
eine entsprechende Verbilligung eintritt. Sie zahlen jetzt 29 Kronen pro Kilogramm. 

Ellenbogen: Die Voraussetzung einer solchen Maßnahme ist, daß das Flachdruckpapier unter 
die strenge Bewirtschaftung des Rotationsdruckpapiers genommen wird. Das setzt 
eine Reihe von Maßnahmen voraus, die erst getroffen werden müssen, abgesehen 
davon, daß jetzt im Abbau der Zentralbewirtschaftung es schwer ist, neue Zentralen zu 
schaffen. Ich möchte zweitens etwas sagen, daß die Sache ihre Nachteile hat, denn -. 

[Ich beantrage]: Das Staatsamt für Finanzen einvernehmlich mit dem Staatsamt für 
Handel wird ermächtigt, [daß es] im geeigneten Zeitpunkt eine solche Erhöhung der 
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[Export]Abgabe vornimmt. Es soll nicht beschlossen werden heute, weil nach Ansicht 
des Staatsamtes für Handel diese Erhöhung vorläufig noch nicht nötig ist. 

Renner: Es bleibt beim alten Regime und es wird die Preisdifferenz - der Zuschuß auf 9 
Kronen erhöht und die beiden Staatsämter [werden] ermächtigt, wegen [einer] 
Erhöhung der Exportauflage das Einvernehmen zu pflegen. Behalten es vor -. Beide 
sind ermächtigt, ohne weitere Beschlußfassung durch den Kabinettsrat die Erhöhung 
durchzuführen. 

Das Staatsamt für Handel soll [einen] Antrag machen wegen Flachdruck. 
 
 
15. 
Hanusch: [Punkt] 6. a) 
 
 
16. 
Hanusch: [Punkt] 6. b) 
 
 
17. 
Zerdik: [Punkt] 8. a). 
Reisch: Wir wären einverstanden unter der Verwahrung gegen jedes Präjudiz. Nach unserem 

Standpunkt kann die Pragmatisierung nur im Gesetzesweg erfolgen und [wir] würden 
davon nur deswegen abgehen wegen der geringen Personenanzahl. 

Ich spreche mich aber gegen [eine] Rückbeziehung aus, weil das präjudiziell ist 
und keine Notwendigkeit dafür vorliegt. [Ich] beantrage: Wirksamkeit vom 1. Juli. 

Abgeänderter Antrag angenommen. 
 
 
18. 
Eldersch: [Punkt] 7. 
 
 
19. 
Eldersch: Vor einigen Wochen haben wir über die Fahrpreisbegünstigung an Landesbeamte 

debattiert und beschlossen, den Landesbeamten den Charakter von Staatsbeamten für 
Fahrpreisbegünstigungen nicht zuzuerkennen. Einige Landesregierungen haben aber 
schon [begonnen], Legitimationen auszugeben. Es wurde der Plan erwogen, alle 
Legitimationen einzuziehen und von Wien aus die Legitimierung neu auszustellen. 

Die Beamten des niederösterreichischen Landesrates sind um die Beteilung mit 
Legitimationen aufgetreten und das Staatsamt für Finanzen hat sie zu mir geschickt. 
Ich kann das doch nicht aussprechen. Ich kann Sever vielleicht nicht den Prozeß 
machen, wenn er das Beispiel anderer Länder nachahmt. Aber ich kann nicht 
erklären, daß sie den Charakter von Staatsbeamten haben. Ich werde es also 
ablehnen. Aber ich muß es dem Landeshauptmann überlassen, zu machen, was ihm gut 
scheint. 

Ich bringe das zur Kenntnis und wenn die Herren etwas dagegen haben, daß ich so 
vorgehe, bitte ich, es mir zu sagen. 

Reisch: Im Staatsamt für Finanzen hat man erklärt, ob ihnen der Charakter von 
Staatsbeamten zukommt, habe das Innere zu entscheiden. 
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20. 
Zerdik: [Punkt] 8. b). 
 
 
21. 
Stöckler: [Punkt] 9. 
Reisch: Die Sache ist merkwürdig. Der Verfassungsgerichtshof hat die Tiroler Verordnung 

aufgehoben und erklärt, die Zwangswirtschaft darf nicht verfügt werden. Darauf hat 
die Tiroler Landesregierung eine zweite Verordnung erlassen, welche auch 
aufgehoben würde. Nun kaufen wir dem Land die Ungesetzlichkeiten dadurch ab, daß 
wir dem Land Holz um [einen] lächerlichen Preis verkaufen. Die niedrigen Preise 
sind bedingt durch die zwangsweise Bewirtschaftung. Wie sie aufhört, lassen sich 
höhere Preise erzielen. Wir haben mit Salzburg einen Vertrag geschlossen und haben 
dort 1.400 Kronen festgesetzt. Wir bewilligen diesen Preis dafür, daß die Länder eine 
schon als ungesetzlich erklärte Verordnung zeitlich bis Ende '20 befristen. 

Stöckler: Es liegt darin gewiß eine Schwäche, aber wir haben diese Schwäche schon 
Oberösterreich gegenüber bewiesen, indem wir ihnen die Erträgnisse der alten 
Holzsteuer, welche sie an die Interessenten hätten zurückzahlen müssen, schenken. 
Tirol hat die Verordnung der Verordnung vom 26. /3. angepaßt. Sowie Wien ihre 
Holzbewirtschaftung auf diese Verordnung basiert, so sagt auch Tirol, sie benötigen 
das Holz für ihre Zwecke. 

Sie haben die jetzige Verordnung sehr vorsichtig gemacht, aber ich muß betonen, 
daß der Preis von 400 Kronen nicht zu niedrig ist. Man könnte strengstens im freien 
Verkehr 500 Kronen annehmen, weil die Bringungskosten sehr bedeutend sind. Sie 
hätten nur 200 Kronen beantragt, aber weil sie das Holz ausnützen können, waren sie 
einverstanden mit 400 Kronen. Sie hätten um das Holz auch so kompetiert. Wenn sie 
einen Teil des Holzes nur bewirtschaften, so traut sich kein Käufer einen großen Preis 
für Holz zu bieten und die Staatsforst-Verwaltung wird am meisten in 
Mitleidenschaften gezogen. 

Durch den freien Verkehr müssen wir 30 Millionen im Jahr verdienen. Darum 
möchte ich beantragen die Annahme des [...], da wir ja in anderen Fällen auch 
nachgegeben haben. Wenn wir Tirol dazu bringen, die Valuteneingänge der 
Devisenzentrale zu überweisen, so ist das ein Erfolg. 

Mayr: Ich halte diesen Antrag als einen großen Erfolg Stöcklers. Er ist nicht so ungesetzlich, 
weil er auf einer Verordnung des Staatsamtes beruht. Er könnte also kaum mit Erfolg 
vor dem Verwaltungsgerichtshof angefochten werden können. 

Wenn der Verkehr frei ist, will der Staat 30 M[illionen] Kronen gewinnen. Diesen 
Betrag hat daher das Land Tirol eingestellt, aber nicht als Vermögen, sondern sie sind 
infolge ihrer Holzbewirtschaftung so weit gekommen, daß das Defizit des 
Landeshaushalts ein minimales ist gegenüber den anderen Ländern. Für das Defizit 
hätte der Staat aufkommen müssen durch Überweisungen. Es ist also nur ein Vorteil 
für den Staat und eine Erleichterung zur Rückkehr zu geordneten Verhältnissen. 

Miklas: Bei der notorischen Schwäche der Regierung ist es noch immer ein günstiges 
Ergebnis für den Staat. Auch das Land Tirol wird dabei auf seine Rechnung kommen. 

Ich möchte wünschen, daß im künftigen Kabinett ein Machthaber in den Ländern 
einmal hier über diese Dinge zu entscheiden hat. 

Angenommen. 
 
 
22. 
Tandler: [Punkt] 10. Das Defizit wird klein werden, weil ab 1. Juli statt 18 Kronen 40 Kronen 
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Verpflegstaxe eingehoben werden. 
 
 
23. 
Zerdik: Posttitel. 
 
 
24. 
Renner: Ergebnis der Verhandlungen über die Verfassung. 
 
 
Miklas: [Ich möchte] fragen, ob es nicht möglich ist, morgen nachmittag eine 

Kabinettssitzung anzusetzen, um die Beamtengeschichte zu bereinigen. Ich höre, daß 
das Staatsamt für Finanzen nicht in der Lage ist, die Löhnung bis zum 1. Juli fertig zu 
stellen und es wäre eine Katastrophe, wenn ein halbes Jahr verloren ginge. 

 
 
 

[KRP 193, 18. Juni 1920, unbekannter Stenograph] 
 
1. 
Renner: Paul [ist] erkrankt [und] wahrscheinlich durch drei bis vier Wochen [ferngehalten]. 

[Ich habe mich] mit Fink ins Einvernehmen gesetzt, Zerdik dem Präsidenten zur 
Betrauung vor[zu]schlagen. 

Wir haben schon zweimal die Ausscheidungsaktion vertagt. Dr. Harpner ist 
jedesmal eingeladen gewesen. 

 
 
2. 
Renner: Ausscheidungsaktion, Beilagen: Objekte, deren Ausscheidung von keiner Seite 

bestritten ist. 
Die Eingabe [ist] besonders dringlich, damit [sie] vor Eintreffen der Reparations-

Kommission noch bereinigt ist. 
Die Grundsätze sind in dem Elaborate schon angeführt. Aufgrund des Gesetzes und 

der vorhergehenden Kabinettsratsbeschlüsse ist der Gedanke durchzuführen, daß das, 
was für den Staat zu Kunstzwecken notwendig ist, jedenfalls ausgeschieden werden 
soll. Der Fonds soll weiters nach seiner ganzen Natur ein werbendes Vermögen sein, 
das einer reinen Verwaltung fähig ist. 

Objekte, welche dem Prunk und der Repräsentation dienen, dem 
Kriegsgeschädigtenfonds nicht zugehören sollten. 

Harpner: Es ist unmöglich, über die Unzahl von Gegenständen wirklich zu referieren. Ich 
muß mich nur auf die Grundzüge beschränken. [Ich möchte] von meinem Standpunkt 
aus Bedenken vorbringen gegen eine Reihe von Forderungen der Staatsämter. 

In dem Bericht wird gesagt, daß sich die Kommission, welche aus den einzelnen 
Staatsämtern gebildet wurde - der Grundsatz aufgestellt [wurde], daß tragendes, 
werbendes Vermögen dem Fonds [überlassen werden soll] und Prunkobjekte dem 
Staat - nicht dem Fonds. Der Fonds muß jedenfalls aktiv gemacht werden. 

Punkt III -. 
Punkt IV a). Nach dem Gesetz über den Kriegsgeschädigtenfonds ist dafür gesorgt, 

daß der Fonds die Interessen des Staates wahrt. 
Von vornherein solche Grundsätze aufzustellen, heißt jede künftige Verwendung 
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unmöglich zu machen. 
Renner: Zunächst möchte ich zwei Lesungen ([eine] im Detail und eine Gesamtentscheidung) 

machen. Was die Anträge betrifft, [so sind sie] zweifacher Art: 
1.) Die Ausscheidung und Nicht-Ausscheidung der Objekte. 
2.) Die von Harpner analysierten Anträge über die Detaildurchführung. 
Zunächst [wären] die Ausscheidungsanträge syst[ematisch] zu sichten. 

Fink: Ich habe mir den Akt durchgesehen und habe vermißt dabei, daß irgendein Antrag des 
Fonds oder des Staatsamtes gestellt wird. Es ist nur ein Bericht der Kommission. 

Harpner: [Es] waren Vertreter der Staatsämter, Sektionschef Beck und ich in meiner 
Eigenschaft als -Vertreter des gebundenen Vermögens [in der Kommission]. 

Fink: Dieser große Akt wäre für die Beratung im Kabinettsrat [nicht] geeignet, wenn wir 
auch nicht in statu dem.[issionis] wären. Es müßten concr[ete] Anträge vorliegen. 
Also bin ich der Meinung, daß wir das nicht machen sollten. 

Dagegen habe ich gegen den Punkt 2. b) nichts einzuwenden. 
Reisch: Nachdem sich die Kommission über eine Reihe von Punkten nicht einigen konnte, 

bleibt nur die Kompetenz des Kabinettsrates zur Entscheidung übrig. 
Renner: Ich möchte feststellen: Im Kabinett haben wir beraten, wie wir das Gesetz über den 

Fonds durchführen sollen. Wir haben uns entschlossen, alle Teile zu hören, die dabei 
in Betracht kommen, damit der Fonds endlich constituiert werde. Dazu haben wir eine 
zwischenstaatsamtliche Kommission eingesetzt, auf der anderen Seite [waren 
vertreten] das hofärarische Vermögen und das fideikomissarische Vermögen durch 
Dr. Harpner. Somit ist alles in einem contradiktator[ischen] Verfahren erörtert 
worden. 

Aufgrund dieses Verfahrens hat dann der Vertreter der Staatskanzlei die Anträge 
formuliert, die uns heute vorliegen. Über alle Punkte konnte sich die Kommission 
nicht einigen, sie legt [daher] die nicht bestrittenen und die bestrittenen Fälle vor. 
Ebenso legt sie unter I. - VI. die Modalitäten vor, unter denen die Übergabe vor sich 
gehen soll. 

Der Kommissionsbericht war eine Art Ausschußbericht, jetzt sollte die zweite 
Lesung stattfinden. Dies ist eine abs.[olut] unpolitische, rein adm.[inistrative] 
Angelegenheit. 

Ich möchte deshalb vorschlagen, in die zweite Lesung heute einzugehen und sich 
die dritte Lesung vorzubehalten. 

Eldersch: Warum sollen wir die zweite Lesung machen, wenn die dritte von anderen Herren 
gemacht werden wird? 

Fink: Politisch ist es meiner Ansicht nach, weil wir beim letzten Gesetz, das wir im Dezember 
gemacht haben, gesagt haben, daß das Erträgnis den [Kriegs]geschädigten zukommen 
soll über das [hinaus], was ihnen gebührt. 

Renner: Also kann ich der Kommission auch nicht sagen, was sie jetzt weiter arbeiten soll. 
[Wie steht es mit der] Behandlung der Angestellten? 

Harpner: Als Vorbedingung muß ich zunächst wissen, was ausgeschieden wird. Die 
Personalaufteilung hängt ursächlich zusammen mit der Sachaufteilung. 

Renner: Ich mache aufmerksam auf die Gefahren einer solchen Verschleppung. [Umso] 
leichter [ist] der Zugriff der fremden Mächte und dann [ist das Problem], daß wir 
keine Ordnung hinein bekommen. 

Harpner: Wenn mir der Kabinettsrat die Vollmacht erteilt, Pensionierungen vorzunehmen in 
der hofärarischen Verwaltung, so wäre schon etwas geschehen. 

Renner: Wir müssen also die Sache vertagen, die Anträge liegen schon vor. 
 
 
Punkt 2. b) 
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3. 
Zerdik: Technisches Museum. 
Angenommen. 
 
 
4. 
Deutsch: Heeresorganisation. 
Renner: Das gehört nicht in den Kabinettsrat. 
Fink: Ich finde darin nichts, wo im Wehrgesetz steht, daß das die Staatsregierung machen 

muß. Das Vorliegende scheint mir nun nicht der Staatsregierung vorbehalten zu sein. 
Renner: In dem bestrittenen Passus des Wehrgesetzes ist zwischen 'Staatsregierung' und 

'Staats-. 
Wenn im Gesetz 'Staatsregierung' steht ist immer gemeint, daß der einzelne 

Staatssekretär namens der Staatsregierung handelt, sonst steht immer 
'Gesamtregierung'. 

Die Auffassung ist hier ganz einheitlich. Der Gegenstand beschäftigt uns nicht, weil 
der Staatssekretär berechtigt ist, dies im eigenen Wirkungskreis zu erlassen. 

 
 
5. 
Eldersch: Bei der letzten Kabinettsratssitzung haben wir Einspruch erhoben gegen eine 

Teilung von einer Reihe von niederösterreichischen Gemeinden. Die christlichsoziale 
und die sozialdemokratische Partei haben sich die Wünsche hergenommen ... jetzt ist 
der Teufel los. 

[Ich] bitte in Erwägung dieser Umstände, daß der Einspruch zurückgezogen wird, 
aber unter Aufrechterhaltung und Wahrung unseres prinzipiellen Gesichtspunktes, daß 
die Teilung solcher Gemeinden ein Unding ist. 

Genehmigt. 
 
 
6. 
Eldersch: Bei den Internierten, denen wir Asyl gewährt haben, sind Barbeträge abgenommen 

[worden, um] daraus die Internierungskosten zu bestreiten. 
[Ich] bitte also um die Correktur dieses Beschlusses des Kabinettsrates. 

Angenommen. 
 
 
7. 
Loewenfeld-Ruß: -. 
[Beschluß]: Ermächtigung, in der Durchführung des Kabinettsbeschlusses vom Dienstag (15. 

/6.) in Wahrung der Intent[ion] auch im einzelnen von der Instruktion abzugehen und 
den Kabinettsrat jedesmal zu verständigen. 

 
 
8. 
Loewenfeld-Ruß: Erledigung des Getreidegesetzes. Große Gefahren und Nachteile. 
Renner: Ich möchte bitten, daß [von] beiden Parteien der Klub - sich in Verbindung zu 

setzen. 
Stöckler: Die Gegensätze sind ganz unnütz aufgebauscht worden. Die Bestimmung, die der 

Ausschuß beschlossen hat, ist nur eine theoretische. 
Renner: Eldersch und Stöckler sollen mit den Clubs reden. 
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Deutsch: Von unserer Seite ist zu sagen, daß wir die schwierige Lage der Landwirtschaft 
würdigen, jetzt aber können nur die Parteien direkt verhandeln. 

 
 
9. 
Loewenfeld-Ruß: Personalantrag, Pensionierung Korim. [Es ist] seinerzeit beschlossen 

worden, mit Wirksamkeit von August. 
 
 
10. 
Zerdik: Zwei alte Bauräte. 
 
 
11. 
Deutsch: Das große Reichsbildungsamt wurde abgebaut bis auf drei Personen, welche wir 

nicht entbehren können. Helmer, in die VIII. Rangsklasse, Wagner und Fontana in die 
IX. Rangsklasse. 

Reisch: Wir haben dagegen Einspruch erhoben, weil wir nicht wissen, ob diese Anstalten 
etwas Definitives bleiben werden. Die Leute würden nicht geschädigt durch eine 
Vertragsbeamtenanstellung. 

Genehmigt. 
 
 
12. 
Reisch: Kalifrage. 
Konzessionserteilung genehmigt. 
 
 
13. 
Glöckel: Sammlungen. 
Mayr: Ich habe zwei Bemerkungen zu machen gelegentlich der definitiven Übernahme. 

Die eine betrifft die alte Ambraser Sammlung, welche bekanntlich Tirol in 
Anspruch nimmt (Res.[olution] der Nationalversammlung in den ersten Monaten, 
Abram einhellig angenommen). [Ich] bitte heute, daß im Protokoll festgelegt wird, daß 
der Anspruch des Landes Tirol auf die Sammlung geltend gemacht wird. 

Glöckel: Verweist [darauf], daß das ein sehr gefährliches Präj-. 
[Mayr]: Der zweite Punkt berührt die Archive des Oberstkämmereramtes. Gerade diese 

Archive enthalten einen sehr reichen Inhalt diplomatischer und politischer Natur. Von 
Seite der Fachleute [obwalten] schwere Bedenken, daß auch diese Archive an das 
Unterrichtsamt übergehen. Bisher [erfuhren sie eine] ziemlich unfachmännische 
Behandlung, schon nächste Woche [erfolgt] der Abtransport. 

[Ich beantrage], daß diese Archivbestände vorläufig dem Staatsarchiv [zugewiesen 
werden], wie beim Hofkammerarchiv, bis zu einer definitiven Regelung des 
Archivwesens. [Ich erhebe] Einspruch gegen eine definitive Übernahme im jetzigen 
Augenblick. 

Glöckel: Ob man das Archiv ausschalten kann, das weiß ich jetzt nicht. 
Renner: Vorbehaltlich der endgültigen Entscheidung -. 
Mayr: Beantragt die Übergabe an das Staatsarchiv. 
[Beschluß]: Vorbehaltlich der endgültigen Entscheidung über die definitive Zugehörigkeit des 

Oberstkämmereramtes - der Archivbestände des Oberstkämmereramtes. 
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14. 
Reisch: Akademische Beamte in öffentlichen Diensten. 
[Renner]: Kabinettskonferenz Justiz- und Finanzamt. Das Staatsamt für Finanzen wird sich 

mit dem Staatsamt für Justiz ins Einvernehmen setzen, vielleicht [sollten] auch Eisler 
und Mayr mit ihren Klubs Fühlung nehmen. Im Wege einer Umfrage kann der 
Kabinettsbeschluß ergänzt werden. 

 
 
15. 
Reisch: Morgen [ist eine] Sitzung der paritätischen Lohnkommission; Urlaub, Amtszeit, 

Überstunden ... 
[Ich be]antrage folgendes Schreiben: Mit Beziehung auf die Einladung beehre ich 

mich ... 
Renner: [Ich] habe Deput[ationen] in der letzen Zeit empfangen [und] gesagt, ich bin nicht in 

der Lage in statu dem.[issionis] Erklärungen abzugeben. 
Fink: Die "Einführung" der siebenstündigen Arbeitszeit - [es müßte heißen]: 'Das Festhalten 

an einer mindestens siebenstündigen Arbeitszeit'. 
Deutsch: [Wir können] keine meritorische Antwort [geben]. Wir teilen mit, daß die Regierung 

nicht in der Lage ist, Stellung zu nehmen. [Wir würden] empfehlen, die Sitzung zu 
verschieben bis sich eine definitive Regierung gebildet hat. 

 
 
16. 
Reisch: Neue Forderungen der technischen Union (Wilfling). 
[Beschluß]: Derselbe Standpunkt. 
 
 
17. 
Ellenbogen: Zeitungsdruckpapier. 

Vorschlag: Nach der Seitenzahl. 
Miklas: Unsere Partei hat sich mit der Sache befaßt und hätte den Anträgen Ellenbogens 

zugestimmt. 
[Es wurde gewünscht], es möge die Regierung der Papierindustrie gegenüber ohne 

weiteres die Haftung übernehmen. Die Zeitungen verlangen, daß die zugesicherten 
Beträge ehestens und rechtzeitig flüssig gemacht werden. 

Reisch: -. 
Grimm: Es ist nie so rasch ausgezahlt worden wie hier. 
Zerdik: Die Zeitungen mit Flachdruckpapier sollen nicht schlechter behandelt werden wie 

[die] mit Rotationsdruckpapier. 
Fink: [Ich beantrage]: Bezüglich [einer] entsprechenden Verbilligung des Flachdruckpapiers 

wird das Staatsamt für Handel aufgefordert, dem Kabinettsrat [einen] Antrag zu 
stellen, daß auch für Flachdruckpapier eine entsprechende Ermäßigung eintrete. (Sie 
zahlen 29 Kronen pro Kilo). 

Renner: Wir können nicht die Sache beschließen, es bleibt beim Antrag Ellenbogen (9 
Kronen). 

Es bleibt beim alten Regime, der Preis - Zuschuß [wird] auf 9 Kronen erhöht und 
die beiden Staatsämter werden ermächtigt, das Einvernehmen herzustellen [und] die 
Erhöhung der Exportabgabe vorzunehmen. 

Wegen Flachdruckpapier soll - [hätte] das Staatsamt für Handel [einen] Antrag 
auszuarbeiten. 
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18. 
Hanusch: Punkt 6. a) 
Angenommen. 
 
 
19. 
Hanusch: Punkt 6. b) 
Angenommen. 
 
 
20. 
Zerdik: Punkt 8. a). 
Reisch: Die Überführung von Vertragsbeamten in das pragm[atische] Verhältnis [ist] nur im 

Wege eines Gesetzes möglich. 
[Wir sind] dagegen, daß [es] zurückbezogen [wird] auf 1. /1. '20. Antrag: Mit 

Wirksamkeit vom 1. /7. und ohne Präjudiz. 
Angenommen. 
 
 
21. 
Eldersch: Punkt 7, Kriminalbeamte bis 1. /6. '21. 

Landesbeamte mit Leg.[itimations]-Beteilung für die Bahnen. 
 
 
22. 
Eldersch: Leg.[itimationen für Fahrbegünstigungen]. Ich werde es ablehnen, werde es aber 

den Landeshauptmännern überlassen, zu machen was er - [sie] wollen. 
Bittet, das zur Kenntnis zu nehmen. 

Fink: -. 
 
 
23. 
Zerdik: Graz-Köflacher, Ausgestaltung des Bergbaus. 
Angenommen. 
 
 
Stöckler: Punkt 9. 
Reisch: Die Ungesetzlichkeit wird dadurch abgekauft, daß der Staat den Ländern noch ein 

Geschenk macht. 
Mayr: Ich halte diesen Antrag für einen großen Erfolg des Staatssekretärs Stöcklers. Er ist 

nicht so unglücklich, weil er auf einem Erlaß des Staatsamtes beruht. 
[Es ist von] Vorteil für den Staat und [eine] Rückkehr zu geordneten Verhältnissen. 

Miklas: Tritt ebenso für die Bewilligung des Antrages ein. 
Genehmigt. 
 
 
25. 
Tandler: Punkt 10. 

Vorschußweise Zahlung von 88 Millionen Kronen. 
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Angenommen. 
 
 
26. 
Zerdik: Punkt 11. 
Angenommen. 
 
 
27. 
Renner: Noch eine Mitteilung: Streng vertraulich als Man.[uskript] gedruckt, das Ergebnis 

der Verhandlungen über die Verfassung, zuschicken vertraulich, letzte Phase. 
 
 
Miklas: [Ich möchte fragen], ob nicht möglich [ist], morgen nachmittag eine kleine 

Kabinettssitzung [anzusetzen], um die Beamtengeschichte zu bereinigen? 
 
Schluß 7 Uhr. 
 
 

[KRP 193, 18. Juni 1920, Notiz auf der Tagesordnung] 
 
 
Zerdik Personalfragen. 
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